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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 

Wort-Wolken – word clouds – finden wir heute auf vielen Internetseiten. Sie zeigen, 
indem die Wörter unterschiedlich groß dargestellt werden, welche Themen am häu-
figsten aufgerufen, am meisten gesucht werden. Würden wir eine solche Wort-Wolke 
der Begriffe zusammentragen, die uns seit Beginn des Jahres beschäftigt haben, wel-
che wären dann besonders groß? Was hat unsere größte Aufmerksamkeit besonders 
beansprucht? 

Vermutlich die Flüchtlingspolitik. (Hoffentlich auch die Flüchtlinge selbst.) Nicht 
weit davon entfernt: Europa. Mit Ausrufungszeichen. Mit Fragezeichen auch, wenn es 
um die Kluft zwischen europäischen Werten und realer Politik geht. Schon sind wir 
bei den Freihandelsabkommen CETA und TTIP, mit denen Demokratie und Rechts-
staat unterhöhlt werden. Die Wahlen im März haben die Republik beschäftigt und der 
Einzug der AfD in drei Landtage. In der Schweiz ist derweil die rechtskonservative 
SVP mit ihrem Ansinnen, straffällig gewordene Ausländer abzuschieben, bei einer 
Volksabstimmung gescheitert. 

Das alles und noch viel mehr finden Sie in diesem Heft – reflektiert und diskutiert. 
Alles in allem eine Einladung, den großen Themen dieser Tage nach zu denken, sich 
eine eigene Meinung zu bilden. Geerdet sind die Beiträge in dem Anspruch, zu mehr 
Demokratie zu kommen. Und genau hier sind wir alle gefragt, weil die Demokratie 
kein Denkmal ist, sondern wir sie immer wieder neu hervorbringen müssen. Aber das 
ist nun schon ein Vorgriff auf das Interview von Seite 29. Für Mehr Demokratie – und 
damit für uns alle – stellt sich die Aufgabe, die Forderung nach bundesweiten Volks-
entscheiden nach vorn zu tragen und die direkte Demokratie (nicht nur in den Wort-
Wolken) größer werden zu lassen. 

Eine ergiebige Lektüre wünscht Ihnen 

Ihr Ralf-Uwe Beck

Ralf-Uwe Beck, 

Bundesvorstandssprecher von 

Mehr Demokratie.

Für Kurzentschlossene: 

Kommen Sie am 23. April (Samstag) 

nach Hannover zur Stop TTIP-Demo!

Mehr Info: www.mehr-demokratie.de/

ttip-demo-hannover.html
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Europa

1. Wir brauchen bundesweite Volksentscheide. Jetzt. 

Das machen TTIP und CETA überdeutlich. Politische Projekte 
von solcher Tragweite gehören in die Öffentlichkeit, damit die 
Bürgerinnen wissen, worum es geht, und sich an der Diskussion 
und der Entscheidungsfindung beteiligen können. Gäbe es gut 
geregelte bundesweite Volksabstimmungen, wären Transpa-
renz und Beteiligung schon jetzt garantiert. Deshalb haben wir 
eine neue Unterschriftenaktion für bundesweite Volksabstim-
mungen gestartet (siehe beiliegenden Flyer).

bilanz mit kampfansage

Der Widerstand gegen CETA und TTIP wächst und feiert Erfolge. Doch  

erledigt sind die Abkommen noch nicht. Wie machen wir weiter?

text anne dänner

Letztlich werden es die Bürger/innen sein, die die undemokrati-
schen Handelsabkommen TTIP und CETA verhindern – nicht 
die Parlamente und ganz sicher nicht die Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten. Selbst die unzähligen TTIP-kritischen Organisa- 
tionen europaweit sind nur so stark wie die Menschen, die hinter 
ihnen stehen. Wir brauchen die Bürger/innen, um TTIP zu stoppen! 

Die Bewegung gegen TTIP und CETA hat schon viel erreicht: 
Hätten nicht hunderte von Organisationen und Millionen von 
Menschen protestiert, würden die Abkommen auch weiter ge-
heim verhandelt, es gäbe keine öffentliche Debatte um Schieds-
gerichtsverfahren, Lobbyeinflüsse oder Entmachtung der Kom-
munen. Aber TTIP und CETA sind noch lange nicht vom Tisch. 
Die Befürworter/innen versuchen, alte Ideen wie die konzern-
freundliche Paralleljustiz neu zu verpacken und besorgte Stim-
men durch unverbindliche Formulierungen zu beruhigen.

Wir können uns nicht ausruhen auf den großen Erfolgen vom 
letzten Jahr – 3,3 Millionen gesammelte Unterschriften und eine 
Viertelmillion Demonstranten in Berlin sind beeindruckend, aber 
nicht beeindruckend genug. Ende Februar haben sich viele Hun-
dert TTIP-kritische Organisationen in Kassel getroffen und wei-
tere Schritte beschlossen (siehe Kasten rechts). Und die Stop 
TTIP-Bewegung diesseits und jenseits des Atlantiks will enger 
zusammenarbeiten. Ende des Jahres wird eine gemeinsame Kon-
ferenz organisiert. Das stärkt den Widerstand und zeigt, dass 
TTIP-Kritik nichts mit Amerikafeindlichkeit zu tun hat.

Und was macht Mehr Demokratie? 

Wir machen das, was wir am besten können: Wir organisieren 
Volksinitiativen und -begehren, wir kämpfen für mehr direkte 
Demokratie – und zugleich gegen TTIP und CETA. „TTIP? 
CETA? – Volksentscheid!“ unter diesem Motto steht unser Jahr 
2016. Es gibt gute Gründe dafür, beide Themen zu verbinden.

Aktionskonferenz „TTIP – unfairhandelbar“

Auf der Aktions- und Strategiekonferenz in Kassel Ende 

Februar beschloss die TTIP-kritische Bewegung, den Druck 

auf die Entscheidungsträger/innen zu verstärken, und 

zwar auf allen Ebenen. Abgeordnete des EU-Parlaments 

und des Bundestages werden sich in ihren Wahlkreisen 

weiterhin kritische Fragen anhören müssen, ob im persön-

lichen Gespräch mit Bürger/innen, bei Vorträgen oder in 

Podiumsdiskussionen. Die vielen lokalen Bündnisse wer-

den ebenso wie die kleinen Organisationen und großen 

Verbände nicht nachlassen, in der Presse, auf Seminaren 

und Straßenaktionen über die Gefahren von CETA und 

TTIP aufzuklären. Zugleich wird der Protest weiter auf die 

Straße getragen, zum Beispiel auf der überregionalen De-

monstration in Hannover am 23. April. Auch im Herbst die-

ses Jahres sind Demonstrationen in mehreren Städten 

geplant.

Die Abschlusserklärung und die Dokumentation der Kon-

ferenz finden Sie unter ttip-aktionskonferenz.de
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Europa

2. CETA und TTIP stoppen können nur wir gemeinsam

Am wahrscheinlichsten ist es, dass die Bürger/innen TTIP und 
CETA stoppen. Die Bevölkerung steht den demokratiegefähr-
denden Abkommen weit kritischer gegenüber als ihre gewählten 
Vertreter/innen. Das bestätigt die neuste Emnid-Umfrage vom 
Februar: Nur noch 25 Prozent der Befragten in Deutschland fin-
den TTIP gut, 41 Prozent halten das Abkommen für eine schlech-
te Sache für Deutschland. 

Auch europaweit wächst die Skepsis, wie die Eurobarometer- 
Umfragen der EU zeigen: Im Herbst 2014 erklärten noch 58 Pro-
zent der Befragten ihre Zustimmung zu TTIP – ein Jahr später, 
im November 2015, tun dies nur noch 53 Prozent. Zugleich 
wuchs der Widerstand gegen TTIP von 25 auf 32 Prozent. Die 
starken Argumente und die überzeugenden Studien der TTIP-
kritischen Bewegung zeigen Wirkung.

 
3. Bundesweiter Volksentscheid als letztes Mittel

Falls alle anderen Bemühungen keine Früchte tragen, wäre ein 
bundesweiter Volksentscheid das letzte Mittel, um den Demo-
kratieabbau durch TTIP und CETA zu stoppen. Sobald Bun-
destag und Bundesrat die Abkommen ratifiziert hätten, könn-
ten die Bürger/innen innerhalb von drei Monaten 
500.000 Unterschriften sammeln und damit einen Volksent-
scheid auslösen, ein sogenanntes fakultatives Referendum. 
Dafür brauchen wir eine Änderung des Grundgesetzes. 

Schon jetzt bauen wir deutschlandweit Aktivenkreise auf. 
An Infoständen, auf Podiumsdiskussionen, in den Wahlkreis-
büros, durch Aktionen – überall konfrontieren wir die Politi-
ker/innen mit unserer Forderung: „Wir wollen bei wichtigen 
Themen mitentscheiden. Wir brauchen bundesweite Volks‑ 
entscheide. Dann können wir auch über CETA und über TTIP 
abstimmen.“

Anne Dänner

Pressesprecherin des Bundesverbands von Mehr 

Demokratie.

4. Wir können schon jetzt die direkte Demokratie 

nutzen, um gegen TTIP und CETA vorzugehen

Die Vorbereitungen dazu sind in vollem Gange. In Bayern 
wächst gerade das Bündnis für ein Volksbegehren. Die Landes-
regierung soll damit aufgefordert werden, sich im Bundesrat 
gegen CETA und später gegen TTIP auszusprechen. Einen ähn-
lichen Weg könnten auch andere Bundesländer gehen. Span-
nend wird es in den Niederlanden: Unsere Partnerorganisation 
Meer Democratie bereitet mit unserer Unterstützung eine Refe-
rendum gegen CETA und TTIP vor. 300.000 Bürger/innen kön-
nen in den Niederlanden ein Referendum auslösen. Man stelle 
sich vor: Das niederländische Parlament ratifiziert CETA – und 
dann sammeln die Bürger/innen innerhalb von sechs Wochen 
genug Unterschriften, um einen Volksentscheid über das ent-
sprechende Gesetz zu erzwingen. Die Abstimmung bindet die 
Regierung zwar nicht rechtlich, aber politisch. Wenn die Nie-
derlande „Nein“ zu CETA sagen, ist das Abkommen Geschich-
te. Denn damit CETA und TTIP beschlossen werden können, ist 
Einstimmigkeit unter den EU-Mitgliedstaaten notwendig. 
Scheitert CETA, dann wird der Abschluss von TTIP noch 
schwieriger als ohnehin schon, vielleicht sogar unmöglich.

Natürlich sind die Verfahren, die wir zur Verfügung haben, 
alles andere als perfekt. Eigentlich bräuchten wir verbindliche 
Volksabstimmungen in allen EU-Mitgliedstaaten. Doch das, 
was wir zur Verfügung haben, werden wir entschlossen nutzen. 
So kann die direkte Demokratie sich als das machtvollste Mittel 
gegen TTIP und CETA erweisen. /

Kundgebung für den bundesweiten Volksentscheid vor der CDU-Parteizentrale in Berlin im März 2016. Foto: Kurt Wilhelmi
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Es war der verrückteste, leidenschaft-
lichste, wichtigste Abstimmungskampf 
seit Jahren. Und das Resultat zur Durch-
setzungsinitiative ist – 58,9 Prozent Nein. 
Es ist schwierig, dieses Nein zu über-
schätzen. Bei der Initiative ging es um 
sehr viel: sowohl politisch wie privat. 
Politisch um die Frage, ob der Schweizer 

Ein schrecklicher Tag  
für die SVP, ein grosser  
Tag für die Schweiz

Dieser Kommentar von Constantin Seibt erschien erstmals am 28. Februar in der Schweizer 

Zeitung „Tages-Anzeiger“. Für die Erlaubnis zum Nachdruck bedanken wir uns!

Text Constantin seibt

„Informiert euch und geht abstimmen!“ Foto: Lukas Bösch (CC BY-NC-SA 2.0)

Staat radikal umgebaut werden sollte. 
Und privat für 25 Prozent der Bevölke-
rung, ob sie vor Gericht zu Bürger/innen 
zweiter Klasse degradiert werden sollten.

Noch vor wenigen Wochen schien die 
Lage klar. Sämtliche Polit-Profis waren 
sich einig, dass nur ein Wunder die Initia-
tive verhindern könnte. Die SVP hatte die 

Wahlen gewonnen. Und die Gegner wa-
ren kraftlos. Die anderen Parteien waren 
vom Wahlkampf erschöpft. Und die 
Wirtschaftsverbände, die sonst für jede 
Abschaffung einer Stempelsteuer Millio-
nen ausgeben, investierten keinen Rap-
pen. Und die Umfragen zeigten 66 Pro-
zent Ja. Alles schien gelaufen.
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Kriminalität immer klar dominiert. Doch 
auf die komplexen Argumente ihrer Geg-
ner fand sie keine Antwort. Und auch nicht 
auf die unerwartete Leidenschaft dieser 
komplexen Argumente. Das einzige Argu-
ment der SVP blieb das Stammeln ihrer 
Erfolgsformel vergangener Tage: kriminel-
le Ausländer, kriminelle Ausländer, krimi-
nelle Ausländer.

Am Schluss der Abstimmung klagten 
die Toppolitiker der Partei wie erfolgreiche 
Bullies auf dem Schulhof, wenn ihnen 
nicht mehr die Hand geschüttelt wird: über 
das „absurde Ausmass“ der Gegenkampa-
gne. Parteichef Blocher beklagte in einem 
Interview: „Alle sind gegen die Mehrheit 
des Volkes.“ Sie klagten zu Recht. Denn 
bei dieser Abstimmung passierten drei ver-
blüffende Dinge:

1. Das David-gegen-Goliath-Spiel 

wurde gekehrt. 

In allen Abstimmungen zuvor behaupte-
te die SVP, das Volk gegen die Elite zu 
verteidigen. Doch bei der Durchset-
zungsinitiative erlebte man das Gegen-
teil: einen Volksaufstand gegen die 
Volkspartei. Lauter einzelne Bürger/in-
nen standen gegen eine Parteimaschine-
rie. Die SVP bot das Bild einer routinier-
ten, finanzkräftigen Polit-Elite, die auf 
Neues nicht mehr reagieren konnte.

2. Ein ganz unerwarteter Spieler 

tauchte in der politischen Arena auf. 

Eine neue Generation von parteilich un-
gebundenen, jungen, digital beschlage-
nen Leuten, die nicht auf der Links-
rechts-Achse politisierten, sondern auf 
der fast schon vergessenen liberalen Li-
nie: für den Rechtsstaat, für Gewaltentei-
lung, für Menschenrechte. Ihr Kampf 
gegen die Partei der Patrioten wurde zur 
allgemeinen Verblüffung unter der Flag-
ge des Patriotismus geführt. Das war 
mehr als nur Taktik. Es war der offene 
Kampf zwischen zwei Patriotismuskon-
zepten: Dem dörflich-innerschweizeri-
schen Konzept, bei welchem das Bürger-
recht vor allem Privilegien für die 
Einheimischen bedeutet. Und dem fran-
zösisch-städtischen Konzept des Citoy-
ens, das Bürgerrecht als das Recht aller 

definiert, die an einem Staatswesen mit 
Leistung teilnehmen. Ersteres argumen-
tierte müde, letzteres begeisterte. Das 
nicht folgenlos. Eine ganze Generation 
wurde durch diese Initiative zum ersten 
Mal politisiert.

3. Es war ein Sieg des Vertrauens 

über das Misstrauen.

Das Misstrauen hat zwar Konjunktur: in 
Schlagzeilen, Demonstrationen, Inter-
netforen. Das erfolgreiche Parteipro-
gramm der SVP besteht in weiten Berei-
chen aus nacktem Misstrauen gegen 
beinah alle: Bundes- und Ständerat, Jus-
tiz, Europa, Verwaltung, Ausländer. Die 
Schweizer Bevölkerung hat sich heute 
bei riesiger Stimmbeteiligung für das 
Gegenteil ausgesprochen: das Vertrauen 
in Parlament und Justiz. Und dafür, dass 
die 25  Prozent der Bevölkerung ohne 
Schweizer Pass der Mehrheit der Schwei-
zer Bevölkerung vertrauen können: Es 
kommt nicht infrage, dass Ausländer/in-
nen vor Gericht Bürger/innen zweiter 
Klasse sind.

Natürlich hat sich nicht alles geändert. 
Die Schweiz hat auch nach dem Nein eines 
der härtesten Ausländergesetze Europas. In 
Bern regiert eine solide rechte Mehrheit. 
Die Europafrage bleibt ungeklärt. Und die 
nächsten Initiativen der SVP-Parteima-
schine rollen bereits an: eine Asylrechts-
verschärfung und die Kündigung der Men-
schenrechte.

Aber trotzdem wird dieser 28. Februar 
noch lange in Erinnerung bleiben. Der 
amerikanische Präsident Ronald Reagan 
sagte einmal, dass Freiheit nie weiter als 
eine Generation von ihrer Auslöschung 
entfernt sei. Man muss immer neu um sie 
kämpfen. Und heute hat eine ganze neue 
politische Generation für ihren Staat ge-
kämpft, für Rechtsstaat, Gewaltenteilung, 
Menschenrechte. Und sie hat den Kampf 
gewonnen.

Es war ein schrecklicher Tag für die 
SVP und ein grosser Tag für die Schweiz. /

Und dann kippte die Debatte.

Sie kippte, weil für die SVP ein völlig un-
erwarteter Gegner auftauchte: die Bevöl-
kerung. Der Kampf um die Initiative war 
nur am Rand die Sache der gewohnten 
Player: von Parteien und Verbänden. Es 
waren Tausende von Bürger/innen, die 
gegen die SVP in die Opposition gingen, 
Juristinnen, Professoren, Künstlerinnen, 
junge Liberale. Nicht zuletzt bestand die 
Opposition aus dem Rückgrat der 
Schweiz: gut ausgebildeten Fachleuten.

Und sie führten einen Abstimmungs-
kampf, wie ihn Fachleute führen: gna-
denlos präzis, gnadenlos komplex. Sie 
spielten nicht die offensichtliche Karte 
und setzten auf Emotionen: etwa durch 
einen Appell an das gute Herz der 
Stimmbürger/innen. Sondern sie redeten 
konsequent über das politische System: 
über Rechtsstaat, Gewaltentrennung, 
Menschenrechte.

Ihr Argument war, dass die SVP-Initia-
tive versuchte, mittels Präzedenzfall das 
Schweizer System radikal zu kippen. Und 
das gleich mehrfach: Erstens durch dop-
peltes Recht, eines für Schweizer/innen, 
eines für Ausländer/innen. Zweitens durch 
die Ausschaltung des Parlaments bei der 
Bearbeitung von Initiativen. Und drittens 
durch das Kippen der Menschenrechtsver-
träge. Kurz: Der zentrale Vorwurf an die 
SVP war ein sehr politischer: dass sie die 
Errungenschaften der bürgerlichen Re-
volution in der Schweiz über Bord werfe. 
Und das einzig, um einen weiteren Tri-
umph an der Urne einzufahren.

Es war ein riskantes Pokerspiel: Indem 
sie die Abstimmung zu einer Entscheidung 
über das System machten, spielten die 
Gegner alles oder nichts. Es ging nun nicht 
mehr allein um die Klausel, ob die Richter/
innen das Recht haben, jeden Fall auf seine 
Verhältnismässigkeit zu überprüfen. Son-
dern es ging darum, in welchem Staat wir 
leben wollen: In einer liberalen Schweiz, 
in der die Institutionen wie Parlament und 
Justiz unabhängig arbeiten. Oder in einer 
SVP-Volksdemokratie, in der die Mehrheit 
an Abstimmungen alles bestimmt. Selten 
sah man die SVP so hilflos. Eigentlich war 
es ihr Heimspiel: Bisher hatte die Partei 
Abstimmungen in Sachen Ausländer und 

Constantin Seibt

Schweizer Journalist und Autor, 

Redakteur des Tages-Anzeiger.

international
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Grundlagen

ohne angst für  
die demokratie

Die Diskussion um Flüchtlingspolitik ist kein  

Grund, Angst vor Volksabstimmungen zu haben.

Text Ralf-Uwe Beck, Claudine Nierth

Ein Aktivist für die Rechte von Geflüchteten im Gespräch mit dem Berliner Abgeordneten Fabio Reinhardt. Foto: Florian Boillot
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Grundlagen

Deutschland unterschrieben hat. Grund- 
und Minderheitenrechte sind also ge-
schützt. Bevor Volksbegehren starten, 
müssen sie verfassungsrechtlich über-
prüft werden, wenn Parlament oder Re-
gierung dies verlangen. Bei der Gesetz-
gebung durch Parlamente geht das erst 
hinterher. Die Schweiz kennt eine solche 
präventive Normenkontrolle bei der di-
rekten Demokratie nicht.

2. Wir vertrauen den Menschen und 

unserer Demokratie – der repräsen-

tativen und der direkten!

Die Bürger/innen entscheiden in Volksab-
stimmungen nicht schlechter oder besser 
als ihre Vertreter/innen in den Parlamen-
ten. Das zeigt die Erfahrung. Volksab-
stimmungen versachlichen Thema und 
Diskussion. Sie fördern das Gespräch 
und nicht das Geschrei. Für populistische 
Schnellschüsse ist die direkte Demokra-
tie weniger anfällig als die repräsentative 
– allein schon deshalb, weil es in den 
Ländern mindestens zwei Jahre und 
Zehntausende von Unterschriften 
braucht, um von einer Volksinitiative 
über das Volksbegehren bis zum Volks-
entscheid zu gelangen. So bleibt ausrei-
chend Zeit für den Diskurs. Auch in ih-
rem Verhältnis zur repräsentativen 
Demokratie wirkt die direkte Demokratie 

Hunderttausende Flüchtlinge sind nach 
Deutschland gekommen. Dies überfor-
dert zeitweise Verwaltungen und Politik, 
Teile der Gesellschaft sind verunsichert, 
neu-rechte Strömungen haben Zulauf. 
Offenbar schürt das Ängste vor der di-
rekten Demokratie – auch bei denen, die 
sie bisher gefordert haben: „Was, wenn 
jetzt das Volk direkt entscheiden wür-
de?!“ Doch Angst – ob vor den „Frem-
den“ oder den nach rechts 
rückenden Mitbürger/innen – 
ist ein schlechter Ratgeber, 
denn Angst weicht Argumen-
ten aus.

Der Demokratiebewegung 
droht Stagnation: Die skepti-
schen Stimmen rüsten sich 
zum Angriff, spielen das 
Flüchtlingsthema gegen den 
Anspruch der Demokratie aus, 
dass alle Staatsgewalt vom Volk auszuge-
hen hat, und sind auf Restriktionskurs. 
Tendenz: Weniger Demokratie, mehr 
Kontrolle. Gern werden das Gemeinwohl 
und Minderheitenrechte beschworen, die 
von der repräsentativen Demokratie an-
geblich so viel besser vertreten werden.

Sechs Thesen gegen Ängste vor der 

direkten Demokratie in Zeiten der 

Flüchtlingsfrage: 

1. Das Grundgesetz hütet die 

Spielregeln

Jeder Gesetzentwurf, den eine Initiative 
auf Landesebene zur Abstimmung brin-
gen will, muss den Grundrechten und 
Werten unseres Grundgesetzes, den Län-
derverfassungen, den UN-Menschen-
rechtskonventionen und den völkerrecht-
lichen Verträgen entsprechen, die 

„Wir müssen die Demokratie  
weiterentwickeln, statt sie einzufrieren. 

Je größer die Probleme sind, desto  
mehr Menschen müssen daran beteiligt 

werden, sie zu lösen!“

kommunikationsfördernd. Parlamentari-
er/innen reden mehr mit den Menschen 
und entscheiden weniger über ihre Köpfe 
hinweg, wenn sie damit rechnen müssen, 
dass das Volk – notfalls – eine Sache 
selbst in die Hand nimmt. Damit ergänzt 
die direkte Demokratie die repräsentative. 
Sie stellt sie nicht in Frage, sondern ver-
edelt sie.

3. Die gefühlte und 

prognostizierte Mehrheit 

entspricht nicht der 

tatsächlichen Mehrheit

Immer wieder wird in der Öf-
fentlichkeit spekuliert, „die 
Bürger“ würden so oder so ab-
stimmen, wenn sie nur könn-
ten. Meinungsumfragen wer-
den zitiert, um wahlweise 
Ängste oder Hoffnungen zu 

schüren. Aber: Der Ausgang einer Volks-
abstimmung ist nicht berechenbar – und 
schon gar nicht mit einer gut finanzierten 
Kampagne käuflich. Das zeigte zum Bei-
spiel das Olympiareferendum in Ham-
burg. Die in Umfragen ermittelte Zustim-
mung zu Olympia hat sich bei der 
Abstimmung im November 2015 nicht 
bestätigt: Die Hamburger/innen stimmten 
knapp, aber mehrheitlich gegen die 
Olympiabewerbung – allen Prognosen 
zum Trotz. Auch die Schweizer Volksab-
stimmung über die Durchsetzungsinitiati-
ve vom 28. Februar 2016, für die ein eher 
knappes Ergebnis prognostiziert wurde, 
sorgte für eine Überraschung: 58,9 Pro-
zent der Abstimmenden sprachen sich ge-
gen ein Sonderstrafrecht für Ausländer/
innen aus, nur 41,1 Prozent stimmten für 
den Vorschlag der SVP – bei einer hohen 
Beteiligung von 63,1 Prozent.
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Grundlagen

Einwohnerantrag

Geflüchtete, die in Deutschland 

anlanden, beteiligen sich kaum am 

demokratischen Leben. Die 

Mechanismen politischer 

Einflussnahme sind ihnen noch 

nicht vertraut, von Wahlen und 

Abstimmungen sind sie ausge-

schlossen. Ein direktdemokrati-

sches Instrument kann ihnen 

dabei helfen, sich politisch an 

ihrem Wohnort zu engagieren: der 

Einwohnerantrag. Das Instrument 

ist zwar unverbindlich, da es ein 

Thema nur auf die Tagesordnung 

des Gemeinderates heben kann. 

Aber immerhin kann damit 

gelingen, auf Missstände hinzu-

weisen, Ideen nach vorn zu tragen 

und Diskussionen anzuregen. Dies 

kann auch öffentliche Wirkung 

haben. Zudem sind die Regeln 

leicht vermittel- und nachvollzieh-

bar. 

Regeln in den Bundesländern

Die moderatesten Regeln hat 

Thüringen. Hier gilt ein Quorum 

von einem Prozent, maximal 300 

Unterschriften. Eine Ein-Prozent-

Hürde gilt auch in Berlin und 

Bremerhaven. In den anderen 

Ländern liegt die Hürde bei zwei 

bis fünf Prozent. In Mecklenburg-

Vorpommern, Niedersachsen, 

Nordrhein-Westfalen, Schleswig-

Holstein und Thüringen steht der 

Einwohnerantrag Jugendlichen ab 

dem 14. Lebensjahr offen. In den 

anderen Ländern kann unter-

schreiben, wer 16 Jahre alt ist. 

In Bayern heißt der Einwohneran-

trag noch Bürgerantrag und bleibt 

Menschen ohne eine EU-Staats-

bürgerschaft und unter 18 Jahren 

verschlossen.

4. Direkte Demokratie ist KEIN 

Bremsklotz für Flüchtlingspolitik

Von Anfang 2014 bis heute verzeichnet 
die Bürgerbegehrens-Datenbank1 mehr als 
600 Bürgerbegehren. Davon befassen sich 
nur rund 20 Initiativen mit dem Thema 
Flüchtlingsunterkünfte. Darin sind auch 
Begehren mitgezählt, die sich nicht grund-
sätzlich gegen Unterkünfte wenden, son-
dern für andere Standorte plädieren. Es 
gab bisher keinen einzigen erfolgreichen 
Bürgerentscheid gegen ein Flüchtlings-
heim (Stand: Februar 2016).

5. Direkte Demokratie bietet die 

Chance für bessere Integration

Die Flüchtlinge stellen die Gesellschaft 
vor eine Integrationsaufgabe. Wie wir 
zusammenleben wollen, müssen wir ge-
meinsam vereinbaren. Dafür brauchen 
wir Gestaltungsinstrumente wie die Bür-
gerbeteiligung und die direkte Demokra-
tie. Es stellt sich auch die Frage, wie die 
Geflüchteten selbst mit eingebunden 
werden können. Integration bedeutet 
auch, sich die Angelegenheiten der Ge-
sellschaft zu eigen und die eigenen Ange-
legenheiten zu denen der Gesellschaft 
machen zu können. Das einzige Instru-
ment, das in den Bundesländern – außer 
in Bayern – auch Ausländer/innen zu-
gänglich ist, ist der Einwohnerantrag 
(siehe nebenstehende Spalte). Er erlaubt 
es immerhin, ein Thema auf die Tages-
ordnung des Gemeinderats zu setzen. 
Die Flüchtlinge sollten uns aber auch den 
Impuls geben, endlich ernst zu machen 
mit einem Ausländerwahlrecht.

1	 Die Datenbank ist abrufbar unter  
	 www.mehr-demokratie.de/bb-datenbank.html

6. Wir brauchen Volksabstimmungen 

auf Bundesebene – gegen Politikfrust

Das Vertrauen in die demokratischen Insti- 
tutionen könnte angesichts der Flücht-
lingsfrage weiter sinken. Deshalb fordern 
alle etablierten Parteien die Einführung 
bundesweiter Volksabstimmungen – mit 
Ausnahme der CDU. Befürworter/innen 
der direkten Demokratie sind sich sehr 
wohl bewusst, dass die direkte Demokra-
tie nicht nur Entscheidungen bringen 
wird, die allen gefallen und bequem um-
zusetzen sind. Doch die Chancen über-
wiegen: Erst wenn die Menschen selbst 
echte Möglichkeiten haben, Politik zu 
korrigieren oder eigene Themen zu beset-
zen, von denen die Politik nichts wissen 
will, hört das Schwarze-Peter-Spiel auf, 
den Frust gegenüber Zuständen allein der 
Politik anzulasten. Dann nämlich liegt es 
auch an jedem selbst, wie es um die Ge-
sellschaft bestellt ist, daran, ob er oder sie 
die Möglichkeiten nutzt oder sie aus-
schlägt. Der bundesweite Volksentscheid 
wird die Politik insgesamt, vor allem die 
repräsentative Demokratie, stärken. Dann 
nämlich liegt es auch an mir selbst, wie es 
um uns bestellt ist, daran, ob ich die Mög-
lichkeiten nutze oder sie ausschlage. Es 
würde die Politik insgesamt, auch die re-
präsentative Demokratie, stärken. /

Claudine Nierth

Bundesvorstandssprecherin von 

Mehr Demokratie,

Ralf-Uwe Beck

Bundesvorstandssprecher von Mehr 

Demokratie.
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oder „gefühlten“ Mehrheiten das Feld überlassen. Wir würden 
endlich wegkommen von der „Stimmungspolitik“, die sich viel 
zu stark an Demoskopien orientiert statt eine tatsächliche Ab-
stimmung zu wagen. Sowohl bei der jüngsten Volksabstim-
mung in der Schweiz zur Durchsetzungsinitiative als auch bei 
der Abstimmung in Hamburg über Olympia lauteten die Um-
fragen und Erhebungen ganz anders, als dann die Abstim-
mungsergebnisse ausfielen. Die Demoskopen wurden eines 
Besseren belehrt, das Abstimmungsergebnis widersprach in 
beiden Fällen den vorherigen Umfragen. 

Der Wert der Demokratie liegt im Vertrauen zu ihren Akteu-
ren, jenen in den Parlamenten und jenen an den Wahl- und Ab-
stimmungsurnen. Dieses Vertrauen bildet sich durch die Beteili-
gung aller an allem, was alle angeht. Der Wert der Demokratie 
erwächst aus den sich bildenden Mehrheitsentscheidungen und 
nicht aus dem Empörungsschrei Einzelner.

Je größer die Sorge vor der Demokratie erlebt wird, desto 
mutiger muss ihr begegnet werden mit mehr Beteiligung, mehr 
Einbindung, mehr Dialog: mit mehr Demokratie! /

Demokratie in der Krise? 
Schon wieder?

Volksabstimmungen öffnen die Grenzen zwischen Parlament und Bürgerschaft.

Text Claudine Nierth 

An allen Ecken und Enden tönt es: „Die Demokratie ist in der 
Krise!“ Schon wieder? Nein – leider immer noch, nur merken 
wir es gerade wieder besonders stark. Angesichts der aktuellen 
politischen Lage wächst das Misstrauen – einerseits das Miss-
trauen der Menschen gegenüber den verantwortlichen politi-
schen Akteuren und andererseits das Misstrauen der Politik 
gegenüber ihrer Wählerschaft. Die Krise entsteht aus dem ge-
genseitigen Vertrauensverlust und der wachsenden Kluft zwi-
schen beiden Seiten. Je lauter die Rufe auf der Straße „Wir sind 
das Volk!“, desto größer die Zweifel am selbigen: Krise!

Und sie ist hausgemacht – sie kam nicht, weil wir zu viel, 
sondern weil wir zu wenig Demokratie haben und das seit Jahr-
zehnten. Gerade weil es weder Dialogformen noch Mitbestim-
mungsmöglichkeiten auf Bundesebene gibt, wächst das Miss-
trauen. Wiederholt fühlen sich Menschen, ganze Teile der 
Gesellschaft, von der Politik weder gehört noch berücksichtigt 
oder mitgenommen. Je größer die Frustration, desto größer die 
Bereitschaft zum Protest. 

Hätten wir endlich die direktdemokratischen Instrumente 
wie Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid ergän-
zend zu den Wahlen, ergänzend zur repräsentativen Demokra-
tie, könnte jeder, der etwas forderte, seine Forderung in sachli-
che Lösungsvorschläge, in Gesetze formulieren und als solche 
seinen Mitbürger/innen vorlegen. Schnell würde sich zeigen, 
dass sich nicht jede Forderung gesetzesfest herunterbrechen 
und mit der Verfassung vereinbaren ließe – anders als in der 
Schweiz wäre dies in Deutschland Voraussetzung für einen 
Volksentscheid. Am Ende der Debatte stünde eine verbindliche 
Sachentscheidung, für die alle mit verantwortlich wären. Es 
wäre viel Demokratie gewonnen! Wir könnten um die tatsächli-
chen Mehrheiten kämpfen und müssten nicht den „akustischen“ 

Claudine Nierth

Bundesvorstandssprecherin von  

Mehr Demokratie.

debatte
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deutschen Wahlbevölkerung und damit mehrere Millionen po-
tentieller Wähler/innen hinter sich vereint, pauschal einen Manu-
fakturbetrieb rechtsradikaler Sottisen zu sehen. Wer raffiniert die 
Zonenränder zu Dunkeldeutschland absurft, ist noch kein Anti-
demokrat. Vielmehr ist die AfD jener neue, höchst unbequeme 
Faktor im System, der sich der Logik des herkömmlichen 
Parteiensystems nicht mehr anpasst und Komplexitätsreduktion 
dadurch erreicht, dass sie eine homogene Gesellschaft verspricht.

Man hat sich zu Recht über Angela Merkels Verdikt einer 
alternativlosen Politik echauffiert. Und nun, da sich eine Alter-

native zu etablieren an-
schickt, schäumt man vor 
Empörung. Man hat sich zu 
Recht darüber aufgeregt, dass 
niemand mehr auf die Straße 
geht und die Deutschen satu-
riert in der Komfortzone des 
Konsums kuscheln. Und jetzt 
marschieren die Höckes und 
Petrys, und man spuckt Gift 

und Galle, weil es die „falschen“ Leute mit den „falschen“ In-
halten sind. Solcherlei Doppelmoral schürt mindestens Miss-
trauen. Die Emotionalisierung von Politik – einerlei, von wel-
cher Seite – kommt einer Moralisierung des Politischen als 
inszenierter Gesinnung gleich. 

Die AfD leistet derweil clevere Kohärenz-Arbeit. Ihre 
Funktionsträger/innen vermitteln den Menschen in Stadt, Dorf 
und auf dem Land das Gefühl, gehört, verstanden und gebraucht 
zu werden. Sie arbeiten an einem quasireligiösen „Wir-Gefühl“ 
gegen die Isolation und Fremdbestimmung des Einzelnen und 
gegen die Entfremdung zwischen Regierten und Regierenden. 
Für den weitgehend flüchtlingsfreien Osten Deutschlands 
könnte man ein bestimmtes sozialpsychologisches Deutungs-
muster zu Rate ziehen, demzufolge auf den Gebieten der ehe-
maligen DDR bis heute die kollektive Erinnerung an den erfolg-
reichen Widerstand des Volks gegen die tyrannisch-abgehobene 
Kaste der SED-Diktatur existiert. Viele ostdeutsche AfD-Sym-
pathisant/innen wähnen sich auch heute unter der Fuchtel einer 
Diktatur – durch die Zentralregierungen in Berlin und Brüssel, 
die über ihre Belange, Sorgen und Ängste hinweg entscheiden 

debatte

Ich hege nicht die geringste Sympathie für die AfD und ihre 
Politik. Ich finde zahlreiche Äußerungen ihrer Vertreter/innen 
geschmacklos, grenzwertig, unsinnig und falsch. Ich habe kei-
nerlei Interesse, ihr Programm zu verteidigen oder zu protegie-
ren. Aber ich frage mich: Warum um Himmels Willen sollte 
man die Alternative für Deutschland dämonisieren? Erstens 
wertet ihre Diffamierung und Ausgrenzung die Partei auf, und 
zweitens demonstriert der Furor, mit dem sie verächtlich ge-
macht wird, einen besorgniserregenden Mangel an Sensibilität 
für das Prinzip des Demokratischen. Nicht der Politikentwurf 
der Alternative für Deutsch-
land ist demokratiefeindlich, 
sondern die Hysterie, mit der 
etablierte Politik, klassische 
Medien, öffentliche Intellek-
tuelle oder Blogs und Kolum-
nen hyperventilierender sozia
ler Netzwerke sie abwerten. 

Es geht im öffentlichen 
Diskurs längst nicht mehr um 
Präzision, Differenzierung und belastbare Empirie. Man hört 
nicht auf Originaltöne, reißt Interview-Sätze aus dem Zusam-
menhang, nimmt es nicht genau mit Denken und Sprache, wenn 
es dem eigenen Weltbild zuwiderläuft. So entstehen geschlosse-
ne Narrative – gestanzte Erzählungen, die eine bequeme Gesin-
nungsmoral transportieren. Das handelsübliche Narrativ unse-
rer Tage lautet: Die AfD bestehe aus rechtspopulistischen 
Rassisten und rechtsextremen Fremdenfeinden, welche die 
„Demokraten“ und die „demokratischen Parteien“ mit aller 
Macht bekämpfen müssten. Punktum. Mit dieser Lesart sind 
automatisch auch jene Bürger/innen und „kleinen Leute“ zu po-
tentiellen Rechtsradikalen gestempelt, die massenhaft von der 
Linkspartei und der SPD in die AfD einwandern. 

Nun steht die AfD – bis zum Beweis des Gegenteils – auf 
dem Boden der Verfassung. Eine kürzlich abgeschlossene Studie 
des linksnahen Göttinger Instituts für Demokratieforschung 
kommt zu dem Schluss, dass die AfD ausdrücklich keine system-
feindliche, auf Abschaffung der Demokratie hinarbeitende Partei 
sei. Es wäre also fatal, in der Alternative für Deutschland, die zur 
Zeit je nach Umfrage und Bundesland 10 bis 17 Prozent der 

Die Rückkehr der Dämonen

Die fehlende Souveränität im Umgang mit der AfD beschädigt die Demokratie  

mehr als der Politik-Entwurf der Partei. Ein Debattenbeitrag.

Text Christian Schüle

„Mit Ausgrenzung und Stigmatisierung 
betreibt man das Geschäft derer,  
deren Geist man der Republik  

ja gerade austreiben will. “
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störende Weise. Weder die politischen Eliten noch die medialen 
Weltdeuter sind in der Lage, mit dem rechten Rand, mit Revier-
Reflexen, Verlustängsten und lange Zeit erfolgreich ignorierten 
National-Sehnsüchten klug und verantwortungsvoll umzuge-
hen. Wer auf die AfD zielt, will das treffen, was längst über-
wunden zu sein schien: das Rechte. ‚Rechte’ Gedanken aber – 
was immer genau darunter fällt – lassen sich so wenig verbieten 
wie ‚linke’. In einer liberalen Demokratie kann und darf man 
Geisteshaltungen – solange sie auf dem Boden des Grundgeset-
zes stehen – nur durch Erklärung, Aufklärung und die Qualität 
der Erziehung zu sozialer Verantwortung verändern. Pardon, 
aber: Freiheit ist immer auch die Freiheit des Andersdenkenden. 
Das muss schon für alle gelten, sonst wäre die Freiheit eine Far-
ce und die Demokratie eine Schießbude. Wo kämen wir hin, 
wenn selbst Demokrat/innen den Instrumenten der Demokratie 
– Diskussion, Öffentlichkeit und der Kraft des besseren Argu-
ments – nicht mehr vertrauten? /

– weswegen Ressentiments gegen eine als diktatorisch empfun-
dene Politik auf dem Nährboden dieser normativen Wider-
standserfahrung leicht zu aktivieren sind. 

Sorgen und Ängste, nur weil sie dem einen oder anderen 
nicht passen, dürfen nicht ab- oder entwertet werden, und die 
Unterstellung, es gäbe für Unbehagen keinen Anlass, wäre pa-
ternalistisch und weltfremd. Millionenfacher Bürgerfrust ist 
kein Kinkerlitzchen, und nicht jeder, der offene Grenzen für 
rechtswidrig erachtet und mit kultureller Fremdheit persönliche 
Probleme hat, ist ein Schlechtmensch. Solcherart wohlfeile 
Simplifizierung funktioniert bei den hochkomplexen Sozialver-
hältnissen einer offenen Gesellschaft nicht mehr. Mit Ausgren-
zung und Stigmatisierung betreibt man das Geschäft derer, de-
ren Geist man der Republik ja gerade austreiben will. Das 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit ist auch ein Recht auf Ableh-
nung. Genau hier, bei verantwortungsethischer Legalität und 
nicht bei gesinnungsmoralischer Legitimität, setzt der Geist li-
beraler Demokratie an, der die strukturelle Ambivalenz einer 
Gesellschaft dadurch bewältigt, dass er gegenseitigen Respekt 
einfordert, auch und gerade vor dem jeweiligen Gegenteil. Dis-
sens und Kompromiss sind das Wesen von Demokratie, das Le-
ben besteht aus Widersprüchen und unvereinbaren Extremen, 
und eine Demokratie muss diese Paradoxien in Prozesse über-
setzen. Demokratische Kultur heißt ja doch immer: Überzeu-
gen durch kommunikative Rationalität.

Die auf Ressentiment und Gegenressentiment basierende 
Dauer-Erregung trivialisiert die Auseinandersetzung auf ver-

debatte

Christian Schüle

Publizist und Literat, lehrt Kultur-

wissenschaft an der Universität der 

Künste Berlin.

Erfolg mit Zwei-Wort-Slogans: AfD-Demo im Oktober 2015. Foto: Metropolico.org (CC BY-SA 2.0)
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Europa

Karlsruhe und kein Ende

Zum vierten Mal hat das Bundesverfassungsgericht die Bürgerklage „Europa braucht 

mehr Demokratie“ verhandelt, die Mehr Demokratie 2012 angestoßen hatte. Was ist 

von der ursprünglichen Klage geblieben und wie geht es jetzt weiter? Roman Huber, 

Koordinator der Kampagne, im Gespräch mit Anne Dänner.

Vor vier Jahren haben sich 37.000 Bürgerinnen und Bür-

ger gegen Eurorettungsschirm und Fiskalvertrag ge-

wandt, weil diese Programme dem Bundestag wichtige 

Rechte nehmen und damit unsere Demokratie aushöh-

len. Jetzt wurden in Karlsruhe die Kompetenzen der Eu-

ropäischen Zentralbank (EZB) verhandelt, genauer ge-

sagt ein bestimmtes Eurorettungsprogramm, das 

Outright Monetary Transaction (OMT)-Programm. Was 

hat das noch mit unserer Verfassungsbeschwerde und 

mit den einzelnen Bürgern zu tun?

Die EZB hat sich in den letzten Jahren zu einer, wenn nicht so-
gar der mächtigsten Institution im Euroraum entwickelt. Das 
Spannende an dem Verfahren ist, dass Bundesverfassungsge-
richt und Europäischer Gerichtshof unterschiedliche Auffas-
sungen darüber haben, was die Bank tun darf und was nicht. Es 
geht auch um die Frage, ob das Handeln der EZB überhaupt 
noch demokratisch gedeckt ist.

Als die Karlsruher Richterinnen die Fragen rund um das 

OMT-Programm an den Europäischen Gerichtshof zur 

Entscheidung verwiesen haben, hatte ich den Eindruck, 

dass sie das Handeln der EZB sehr kritisch sehen. Was 

hat das Bundesverfassungsgericht jetzt noch einmal so 

intensiv beschäftigt?

Volle zwei Stunden wurde zu Beginn erörtert, ob die Verfahren 
überhaupt zulässig seien. Wir waren überrascht, denn schließlich 
dachten wir, diese Frage sei längst geklärt und eine reine Forma-
lie. Aber es ging um die Zukunft. Da steckt Sprengstoff drin. Die 
Zulassung durch das Gericht stellt eine der schwierigsten Hür-
den für Verfassungsbeschwerden dar. Über 95 Prozent aller Be-
schwerden scheitern bereits daran. Und in der Diskussion schlu-
gen die Vertreter des deutschen Bundestages vor, dass eine 
bestimmte Art der Zulässigkeitsprüfung nur noch den Organen, 
also zum Beispiel dem Bundestag selbst, vorbehalten sein sollte.

Für uns Bürgerinnen hieße das, Verfassungsbeschwerden mit Er-
folgsaussicht einzureichen würde noch schwieriger als vorher. 
Deshalb hielten wir schwer dagegen – wie es schien, nicht ganz 
ohne Erfolg. Dann erst kamen wir zum eigentlichen Thema.

Der Frage nach den Kompetenzen der Europäischen  

Zentralbank…

Die wichtigste Frage lautete, ob das OMT-Programm ein Frei-
brief für unbegrenzten Kauf von Staatsanleihen notleidender 
Staaten sei oder nicht. EZB-Direktor Yves Mersch und der 
Staatssekretär des deutschen Finanzministeriums, Jens Spahn, 
stellten die Grenzen des Programms heraus. Mersch erklärte, das 
Kaufvolumen sei begrenzt, weil die Notenbank nur Schuldtitel 
im kurzen Laufzeitenbereich erwerbe, deren Menge zwangsläu-
fig endlich sei. Wir legten dar, wie leicht diese Begrenzungen 
umgangen werden können. Spahn betonte, dass für das OMT-
Programm ein Hilfs- und Reformprogramm des Euro-Rettungs-
fonds ESM nötig sei, über das der Bundestag entscheide.

Vor allem das letzte Argument ist nicht von der Hand zu 
weisen. Wieder einmal könnte der Bundestag „Nein“ sagen – 
wenn er es denn täte. Wenn sich die Richter dieser Ansicht an-
schließen, spielen sie den Ball ins Feld der Politik zurück.

Manche sprechen von einem Showdown zwischen Euro-

päischem Gerichtshof und Bundesverfassungsgericht 

nach dem Motto „Wer hat hier das Sagen?“. Andere ge-

hen davon aus, dass das Bundesverfassungsgericht dem 

Europäischen Gerichtshof nicht auf die Füße treten will. 

Wie hast Du das erlebt?

In einem Beschluss vom Januar 2014 erklärt das Bundesverfas-
sungsgericht, die EZB habe ihre Kompetenzen überschritten, 
weil sie in die wirtschaftspolitischen Zuständigkeiten der Mit-
gliedstaaten eingreife. Es reichte die Fragen dem Europäischen 
Gerichtshof zur Prüfung weiter, der zu einer anderen Einschät-
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Europa

zung kam. Nach seinem Urteil vom Juni 2015 hat die EZB einen 
weiten Ermessensspielraum und kann das OMT-Programm 
rechtskonform gestalten. Was macht nun Karlsruhe damit? Das 
Bundesverfassungsgericht hat jetzt sein letztes Urteil in dieser 
Sache zu sprechen. Dabei kann es der EZB nichts vorschreiben, 
sondern nur der deutschen Bundesbank.

Wie die Entscheidung ausfällt, lassen Andeutungen des Prä-
sidenten Andreas Voßkuhle erahnen: Er erwähnte mehrfach, 
dass der Europäische Gerichtshof die Bedenken seines Gerichts 
im Wesentlichen aufgenommen habe, nur in einer anderen 
Rechtssystematik – das spricht zumindest gegen eine knallharte 
Konfrontation.

Das OMT-Programm, das Mitte Februar verhandelt wurde, 

ist schon fast wieder überholt. Die EZB hat inzwischen 

eine Reihe weiterer milliardenschwerer Rettungspro-

gramme erfunden und damit neue Tatsachen geschaffen. 

Was kann Mehr Demokratie jetzt noch tun, damit die De-

mokratie nicht durch übermächtige EU-Institutionen 

ausgehöhlt wird?

Wir hinken in diesem Verfahren hinterher. Die EZB schafft 
schneller Fakten, als wir gerichtlich nachkommen. Der Euroret-
tungsschirm ESM war noch nicht fertig verhandelt, schon wur-
de das OMT-Programm angekündigt. Während des Prozesses 
über OMT wurde „Quantitative Easing“ angezettelt, damit wer-
den 60 Milliarden Euro monatlich in die Märkte gedrückt, um 
die Inflation anzukurbeln. Eigentlich müssten wir jetzt als 
nächstes dagegen Beschwerde einlegen. Doch wir überlegen 
aus mehreren Gründen, darauf zu verzichten:

Erstens haben wir von unseren 37.000 Unterstützerinnen nur 
das Mandat, gegen den ESM zu klagen. Dies auf OMT auszu-
weiten, war noch vertretbar, aber nun wird ein neues Kapitel auf-
geschlagen, für das wir neue Vollmachten bräuchten. Zweitens 
haben bereits mindestens zwei Parteien gegen das „Quantitative 

Easing“ schon geklagt. Unser Prozessvertreter Christoph De-
genhart hat Verfassungsbeschwerde eingelegt, ebenso Peter 
Gauweiler mit seinem Vertreter, dem hervorragenden Juristen 
Dietrich Murswiek, so dass in der Sache weitergekämpft wird. 
Drittens driften die Themen immer mehr in den Bereich der 
Ökonomie und entfernen sich von unserem Hauptthema Demo-
kratie und damit von unseren Kernkompetenzen.

Der wichtigste Grund aber liegt darin, dass das Problem auf 
einer höheren Ebene angesiedelt ist. Nicht nur in der Frage der 
Eurorettung, auch in der Flüchtlingsfrage oder bei dem bevor-
stehenden Großbritannien-Referendum erleben wir, dass die 
bestehenden europäischen Verträge den tatsächlichen Lebens-
verhältnissen nicht mehr standhalten – wie ein Schuh, der zu 
klein geworden ist. Deswegen wird das Recht dann auch so hin-
gebogen, dass es passt. So kommen wir nicht weiter.

Also geht es eigentlich um Fragen, die vor Gericht gar 

nicht mehr gelöst werden können?

Genau. Vor Gericht können wir im Nachhinein Abwehrkämpfe 
führen, doch gestalten, das können wir nur politisch. Wir müssen 
uns neu zusammenfinden und gemeinsam überlegen, wie das 
Europa von morgen aussehen soll, wie wir in Europa miteinan-
der leben wollen. Wie dies gehen kann, ist in den bestehenden 
Verträgen niedergelegt. Wir brauchen einen demokratischen 
Konvent, einen Verfassungskonvent, über dessen Ergebnis wir 
Bürger abstimmen. /

Verhandlungspause: Roman Huber im Gespräch mit Pressevertreter/innen. Foto: Nicola Quarz

Roman Huber

Geschäftsführender Bundesvorstand von Mehr Demokratie, 

Koordinator der Bürgerklage gegen ESM, OMT und 

Fiskalvertrag.

Anne Dänner

Pressesprecherin des Bundesverbands von Mehr Demokratie.
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entwurf der Initiative ließen. Sie wolle 
das Parlament schwächen und den Haus-
halt der Stadt ruinieren, hieß es, außer-
dem drohe eine gefährliche Inflation von 
Volksabstimmungen, wenn dieser Volks-
entscheid durchkomme. Die Strategie 
war klar: Nach Möglichkeit wollten sie 
einen Weg finden, um vor dem Hambur-
gischen Verfassungsgericht gegen „Ret-
tet den Volksentscheid“ zu klagen und 
damit die Initiative aus dem Zeitplan zu 
werfen. Allerdings ist die Hürde hoch, 
denn dazu müsste „verfassungswidriges 
Verfassungsrecht“ vorliegen.

Doch das wissen auch diejenigen, die den 
Volksentscheid retten wollen. Die Ham-
burger Regeln sehen vor, dass Volksini
tiativen eine neutrale Beratung durch 
Senatsjurist/innen in Anspruch nehmen 
können. Sie können daraufhin, bevor es 
ins Volksbegehren geht, ihren Gesetzent-
wurf überarbeiten, sofern sie die Zielset-
zung nicht verändern. Das ist inzwischen 
passiert. Die Rettet-den-Volksentscheid-
Vertrauensleute Manfred Brandt, Ange-
lika Gardiner und Ingo Böttcher holten 
sich dafür juristische Verstärkung in Ge-
stalt von Prof. Arne Pautsch, Leiter des 

Es war eine eher ungemütliche Veran-
staltung. Im Raum 151 des Hamburger 
Rathauses, wo sonst die Landespresse-
konferenzen stattfinden, hörte sich der 
Verfassungsausschuss der Bürgerschaft 
an, wie die Vertrauensleute des Träger-
kreises „Rettet den Volksentscheid“ ihre 
geplante Verfassungsinitiative begründe-
ten. Anhören ist vielleicht nicht der rich-
tige Ausdruck. Es war ein fein orches
trierter vierstündiger Schlagabtausch, 
bei dem Abgeordnete der rot-grünen Re-
gierungskoalition und der oppositionel-
len CDU kein gutes Haar an dem Gesetz-

Hamburg – eine ewige  
Demokratie-Baustelle?

In der Hansestadt startet ein neues altes Volksbegehren.

Text Angelika Gardiner

In Hamburg werden derzeit die Plakate für die 2. Stufe des Volksbegehrens aufgehängt. Foto: Sabine Lüthje
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Aber auch gegen diesen teilweise nachge-
besserten Gesetzentwurf ziehen Senat 
und Bürgerschaft vors Landesverfas-
sungsgericht. Pikant dabei: Die Vertrau-
ensleute von „Rettet den Volksentscheid“ 
hatten soeben ihren überarbeiteten Text 
im Rathaus eingereicht, als Bürger-
schaftspräsidentin Carola Veit eine halbe 
Stunde später bei einer Veranstaltung an-
deutete, man werde das höchste Gericht 
anrufen. Zu diesem Zeitpunkt konnte we-
der sie noch ein Senatsmitglied den Text 
auch nur überflogen haben. Bereits vor der 
betroffenen Initiative erfuhr die Presse, 
wie der Senat seine Sache begründen will: 
Vor der Überarbeitung sei der ganze Ge-
setzentwurf nicht mit der Hamburgischen 
Verfassung vereinbar gewesen, und jetzt 
sei einfach zu viel überarbeitet worden. 

Gestandene Verfassungsrichter/innen 
werden nicht facebook-mäßig danach ur-
teilen, ob ihnen ein Gesetzentwurf ge-
fällt oder nicht, und der Vorwurf „verfas-
sungswidriges Verfassungsrecht“ dürfte 
nicht ganz leicht zu belegen sein. Aber 
eines ist dem Senat bereits geglückt: Er 
hat die Volksinitiative aus dem Zeitplan 
geworfen. Das Verfahren ruht, bis das 
Verfassungsgericht entschieden hat. 
Wann das sein wird, steht nicht fest. Der 
geplante Termin für die Unterschriften-
sammlung fürs Volksbegehren vom 30. 
Mai bis 19. Juni ist jedenfalls nicht zu hal-
ten. Noch hofft die Initiative, das Volks-
begehren so fristgerecht – und vor allem 
erfolgreich! – durchführen zu können, 
dass der Volksentscheid am Tag der Bun-
destagswahl 2017 stattfinden kann. Und 
dann ist hoffentlich Schluss mit den stän-
digen Versuchen, Bürgerrechte in Ham-
burg zurück zu drehen. /

moklesschwert „Referendum“, wird es 
sehr schwer, Motivation und Stehvermö-
gen nicht zu verlieren. Wer arbeitet schon 
gern monate- und jahrelang in seiner 
Freizeit an einem Thema, das dann wo-
möglich nur als kleiner Beitrag im Info-
Heft beim Referendum auftaucht? Und 
sammelt dafür dann unter Umständen 
erneut 10.000 Unterschriften! 

Aber vielleicht geht es ja genau dar-
um: die Entmutigung der Bürger/innen. 
Darum, dass sie gar nicht erst an den 
Start gehen, weil der Erfolg gar zu un-
wahrscheinlich ist. Einen solchen Ver-
dacht wiesen die Mehrheitsfraktionen im 
Verfassungsausschuss weit von sich: 
Man habe doch bloß ein weiteres wun-
derbares Instrument der direkten Demo-
kratie geschaffen, nein, so ein Misstrau-
en aber auch! 

Der Trägerkreis „Rettet den Volks-
entscheid“, der derzeit aus rund zwanzig 
Initiativen besteht, ließ sich nicht beirren. 
Ohnehin war er der Bürgerschaftsmehr-
heit gerade noch rechtzeitig in die Parade 
gefahren. Zwei Tage vor In-Kraft-Treten 
der Verfassungsänderung hatte er noch 
nach altem Recht die Volksinitiative an-
gemeldet. Die nötigen 10.000 Unter-
schriften für diese erste Stufe sind längst 
beisammen. Jetzt geht es um den näch
sten Schritt, und das sind seine wichtig
sten Ziele: 
n	 Die Verfassungsänderung wird wieder 

aufgehoben und ersetzt durch Regeln, 
die bei Referenden Alternativvor-
schläge durch die parlamentarische 
Opposition und aus dem Volk ermög-
lichen und die fair gegenüber Volksab-
stimmungen von unten sind.

n	 Änderungen der Hamburger Verfas-
sung erfordern die Zustimmung des 
Volkes (obligatorische Referenden)

n	 Änderungen der gesetzlichen Regeln 
für Volksabstimmungen und Wahlen 
stehen unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung des Volkes (fakultatives Re-
ferendum). 

n	 Außerdem sind in dem Gesetzentwurf 
nicht nur die Rechte für das Volk, son-
dern auch für die Volksvertretung ge-
stärkt und klarer gefasst. 

Instituts für Bürgerbeteiligung und di-
rekte Demokratie an der Fachhochschule 
Ludwigsburg.

Hamburg – eine ewige Demokratie-
Baustelle? Fast sieht es so aus. Die Han-
sestadt nahm als letztes der sechzehn 
Bundesländer die Volksgesetzgebung in 
seine Verfassung auf. Das war 1996. Seit 
damals gab es immer nur kurze Atem-
pausen in den zum Teil unerfreulichen 
Auseinandersetzungen um die Regeln 
für Volksabstimmungen und Wahlen. 
Egal, wer an der Macht war – immer wie-
der versuchten Senat und Bürgerschaft, 
die zuvor durch Volksabstimmungen er-
rungenen Bürgerrechte wieder einzu-
schränken. Als endlich so etwas wie 
Ruhe eingekehrt schien, kam Olympia 
dazwischen. Die Stadt wollte sich um die 
Spiele 2024 bewerben – aber nur, wenn 
das Volk damit einverstanden war. Für 
das geplante Referendum musste die 
Verfassung geändert werden. Aus Sicht 
der Regierenden bot es sich an, bei dieser 
Gelegenheit gleich an einigen Stell-
schrauben der nur mäßig geliebten 
Volksgesetzgebung zu drehen. Sie wol-
len in Zukunft grundsätzlich die Oberho-
heit behalten, wenn sich das Volk zu 
Wort meldet.

Weil in Hamburg keine eigenständige 
kommunale Ebene existiert, sind ge-
samtstädtische Volksabstimmungen prak-
tisch immer von „grundsätzlicher Bedeu-
tung“, egal ob es sich um Krankenhäuser, 
Schulen oder Energienetze dreht. Solchen 
Initiativen, wie sie in der Vergangenheit 
mehrfach Regierungspläne durchkreuz-
ten, kann die Bürgerschaft mit dem neuen 
Instrument dazwischen grätschen, weil es 
viele Unwägbarkeiten und verkürzte Fris-
ten mitbringt. Dann setzt sie eben ein Refe-
rendum zum gleichen Thema, aber mit an-
derer Zielsetzung an – und die ursprüng- 
liche Initiative kann sehen, wo sie bleibt. 
Es kann sogar sein, dass eine Initiative auf 
diese Weise jahrelang stillgestellt wird. 

Volksinitiativen sind keine gut geöl-
ten Apparate, die aus dem Stand loslegen 
können. Wer mitmacht, tut dies meist eh-
renamtlich. Schwebt über einem solchen 
Bürger-Vorhaben von Anfang an das Da-

Angelika Gardiner

Sprecherin des Landesvorstands 

von Mehr Demokratie Hamburg.
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Das Initiativrecht 
braucht das Vetorecht

Reformen der direkten Demokratie in Berlin sind überfällig.

text Oliver Wiedmann

Seit zehn Jahren spielt die direkte Demokratie in Berlin eine 
wichtige Rolle. 2005 wurden Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheide eingeführt, ein Jahr später wurde die Landesverfassung 
geändert, um die Instrumente auch auf Landesebene nutzbar zu 
machen. Seitdem ist viel passiert. In fünf Volksentscheiden 
konnten die Bürger/innen über wichtige landespolitische Fra-
gen entscheiden. Darüber hinaus brachten einige Volksbegeh-
ren die Landesregierung zum Einlenken. Berlin besetzte mit 
seinen Regeln anfangs sogar den ersten Platz im Ranking der 
Bundesländer, jedoch geht dieser Vorbildcharakter mehr und 
mehr verloren.

Der Senat hebelt direkte Demokratie aus...

Man gewinnt den Eindruck, dass die damals eingeführten Mit-
bestimmungsmöglichkeiten der heutigen Landesregierung zu 
weit gehen. Unter dem Vorwand einer alternativlosen Woh-
nungsbaupolitik hebelte der Senat im letzten Jahr gleich zwei 
Bürgerbegehren aus, indem er den Bezirken die Zuständigkeit 
für die entsprechenden Vorhaben entzog – das ist in Stadtstaa-
ten möglich. Identifiziert die Landesregierung ein Wohnungs-
bauprojekt als Maßnahme von außergewöhnlicher stadtpoliti-
scher Bedeutung, so kann sie dem Bezirk die Zuständigkeit 
entziehen. Besonders heikel ist ein solcher Eingriff, wenn er 
Bürgerbegehren ins Leere laufen lässt. 

Dem Wohnungsbau werden zurzeit die meisten Themen un-
tergeordnet, oft auf Kosten der Demokratie. Im Mai 2014 
stimmten die Berliner/innen über zwei Bauvorhaben ab. Eine 
klare Mehrheit sprach sich im Volksentscheid gegen die Bebau-
ung des ehemaligen Flughafens Tempelhof aus und ebenso ein-
deutig wurde in einem Bezirk gegen die Bebauung und somit 
gegen die Räumung einer Kleingartenkolonie gestimmt. Ein 
Jahr später schienen diese Entscheide den politisch Verantwort-
lichen nicht mehr so wichtig zu sein. Die Politik knickte vor 
überzogenen Schadensersatzdrohungen des Investors ein und 
ließ die Hälfte der Kleingärten räumen. Das im Volksentscheid 
beschlossene Gesetz zum Tempelhofer Feld wurde im Januar un-
ter großen Protesten geändert, um den Weg für temporäre Flücht-
lingsunterkünfte frei zu machen. Auch Pro Asyl wendete sich 
gegen diese Entscheidung, da zu dem Zeitpunkt schon mehr als 
2.500 Geflüchtete im Flughafengebäude untergebracht waren. 

...und will ihr auch rechtlich an den Kragen

Zuletzt versuchte der Senat, Volksbegehren und Bürgerbegehren 
gesetzlich zu erschweren. Er wollte die Zulässigkeitskriterien für 
Unterschriften verschärfen und für sich und das Parlament die 
Möglichkeit schaffen, Plakat- und Anzeigenkampagnen gegen 
laufende Volksbegehren mit Steuergeldern zu finanzieren. Die 
Erschwerung der Unterschriftensammlung konnte Mehr Demo-
kratie gemeinsam mit vielen Initiativen noch verhindern. Der 
Griff in die öffentliche Kasse ist dagegen verabschiedet worden. 
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Initiativen und Senat bei der Finanzierung von Kampagnen 
gleichzustellen, sollten Volksbegehrensinitiativen eine (Teil-)
Kostenerstattung aus öffentlichen Geldern erhalten. Darüber 
hinaus müssen bezirkliche Bürgerentscheide mehr Verbindlich-
keit bekommen und davor geschützt werden, dass der Senat in 
laufende Verfahren eingreift.

Im September wird das Landesparlament neu gewählt – er-
fahrungsgemäß eine Zeit, in der die Regierenden sich stärker 
den Bürger/innen zuwenden. Die Berliner/innen haben die di-
rekte Demokratie lieb gewonnen. Sie sollte somit eine wichtige 
Rolle im Wahlkampf spielen. /

Somit steigt das strukturelle Ungleichgewicht zwischen Politik 
und den Initiativen in dieser Stadt.

Es scheint, als folge das Verhältnis der Regierung zur direk-
ten Demokratie einer inneren Logik. Sind die Hürden erst ein-
mal gesenkt, so dass erste Volksentscheide stattfinden, versu-
chen die Landesregierungen bald, die direkte Demokratie 
wieder einzuschränken. So geschehen in Hamburg. Die Bürger/
innen stimmten 2004 gegen den Verkauf der Landeskranken-
häuser, der Senat privatisierte trotzdem. Im gleichen Jahr wur-
den im Volksentscheid mehr Einflussmöglichkeiten beim Wäh-
len durchgesetzt. Die allein regierende CDU kippte das neue 
Wahlrecht jedoch, bevor es zur Anwendung kam. Als Lehre 
daraus wurde das fakultative Referendum in die Hamburger 
Verfassung aufgenommen. Damit können die Bürger/innen ein 
Referendum verlangen, wenn das Parlament im Volksentscheid 
beschlossene Gesetze oder das Wahlrecht ändert. Für das Refe-
rendum gilt eine kürzere Frist und eine niedrigere Unterschrif-
tenzahl als für ein reguläres Volksbegehren.

Veto-Referendum als Schutz für Volksgesetze

Mit der Änderung des Tempelhofer Feld-Gesetzes ist diese Ent-
wicklung in Berlin angekommen. Auch in der Hauptstadt 
braucht es ein Einspruchsreferendum, damit Volksentscheide 
besser geschützt sind. Allein die Existenz eines solchen Instru-
ments würde den Senat zum vorsichtigen Umgang mit direktde-
mokratischen Entscheidungen drängen. Dabei muss nicht jede 
Änderung zwingend abgestimmt werden. Es sind Konstellatio-
nen denkbar, in denen es sinnvoll erscheint, ein Volksentscheid-
Gesetz zu ändern. Die Deutungshoheit, ob eine solche Situation 
eingetreten ist, darf weder bei der Regierung noch bei der ur-
sprünglichen Initiative liegen, sondern sie gehört den Berliner/
innen. Per Unterschriftensammlung entscheiden sie, ob ein Re-
ferendum stattfindet. 

Der Senat sollte auch nicht länger über den Termin des 
Volksentscheides verfügen dürfen. Um eine realistische Chance 
zu bekommen, das Zustimmungsquorum im Volksentscheid zu 
erreichen, braucht die Initiative Planungssicherheit: Sie sollte 
die Abstimmung mit einer Wahl zusammenlegen können. Um 

Oliver Wiedmann

Geschäftsführer des Landesverbands Berlin/ 

Brandenburg von Mehr Demokratie.

Viel genutzt und heiß umkämpft: 

Das Tempelhofer Feld in Berlin. Fotos 

(v.l.n.r.): Gabriele Kantel, visitBerlin 

(beide CC BY-NC-ND 2.0), Sebastian 

Michalke (CC BY 2.0)
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mit die Parteipolitik wieder deutlich mehr 
Gewicht bei der Zusammensetzung des 
Parlaments, während die Wählerstimmen 
weniger zählten. Das Wahlrecht würde in 
hohem Maße seiner Wirkung beraubt.

In Bremerhaven soll nach den Plänen 
von SPD und CDU bei Kommunalwah-
len eine 2,5-Prozent-Hürde eingeführt 
werden, nachdem 2006 im Zuge des 
Wahlrechts-Volksbegehren die Fünf-Pro-
zent-Hürde gestrichen worden war und 
für die letzten beiden Kommunalwahlen 
keine Sperrklausel bestand.

Außerdem steht eine Verlängerung 
der Wahlperiode von vier auf fünf Jahre 
zur Debatte. Darüber planen SPD und 
CDU einen Volksentscheid, der im Sep-
tember 2017 parallel zur Bundestagswahl 
stattfinden könnte. Dies ist der einzig er-
freuliche Teil dieser Pläne.

Mehr Demokratie lehnt die Änderun-
gen ab und beobachtet die Entwicklun-
gen kritisch. Im äußersten Fall wird der 
Landesverband ein Volksbegehren star-
ten, um Verschlechterungen beim Wahl-
recht zu verhindern.

tipp Auswertung der Wahl 2015 und 

Positionen zu möglichen Reformen:  

https://bremen-nds.mehr-demokratie.de/

wahlrecht-bremen-2015.html 

Hamburg

Es war keine wirkliche Überraschung, als 
der Hamburger Senat zum letztmöglichen 
Termin Ende März ankündigte, er werde 
gegen die Volksinitiative „Rettet den 
Volksentscheid“ das Landesverfassungs-
gericht anrufen. Für den Trägerkreis aus 
Mehr Demokratie und rund 20 Bürgerini-
tiativen bedeutet dieser Schritt ganz prak-
tisch: Das Volksbegehren, dessen Stra-
ßensammlung vom 30. Mai bis 19. Juni 
stattfinden sollte, muss erst mal zurück-

recht vollends entflammt. SPD und CDU 
wollen das 2006 von Mehr Demokratie 
per Volksbegehren durchgesetzte neue 
Wahlrecht ändern, das in Bremen auf 
Kommunal- und Landesebene gilt und 
nach dem bisher zweimal gewählt wurde. 

Bisher können die Bremer/innen bis 
zu fünf Stimmen frei an Parteien und 
Personen vergeben. Die Parteien erhalten 
ihre Sitze entsprechend der abgegebenen 
Stimmen. Innerhalb einer Fraktion wer-
den die Sitze dann entsprechend des An-
teils der Listen- und Personenstimmen 
vergeben, die eine Partei bei der Wahl 
erhalten hat. Ein Beispiel: Die SPD erhält 
30 Prozent ihrer Stimmen über Listen-
stimmen und 70 Prozent über Personen-
stimmen. Dann werden 30 Prozent der 
Parlamentssitze gemäß der Listenreihen-
folge vergeben und 70 Prozent entfallen 
auf die Kandidat/innen mit den meisten 
Personenstimmen. Das führt dazu, dass 
verstärkt Kandidat/innen von hinteren 
Listenplätzen in die Bürgerschaft kom-
men. Die Bürger/innen haben deutlichen 
Einfluss auf die Zusammensetzung des 
Parlaments gewonnen, die Parteien hin-
gegen gaben Einfluss ab. 26,5 Prozent 
der Abgeordneten verdanken dem Wahl-
recht ihren Parlamentssitz und wären 
nach dem alten Listenwahlrecht nicht in 
die Bürgerschaft eingezogen (siehe md-
magazin Nr. 106).

SPD und CDU schlagen vor, die Sitze 
künftig immer je zur Hälfte über die Per-
sonen- und über die Listenstimmen zu 
verteilen. Auch die Reihenfolge der Sitz-
zuteilung soll geändert werden. Sie wol-
len mit ihren Vorschlägen vordergründig 
vermeintliche Probleme des Wahlrechts 
beheben („Fremdverwertung“, Personen-
stimmenparadox“). Tatsächlich bekämen 
aber durch ihre Vorschläge vor allem die 
Listenplätze der Kandidierenden und da-

Baden-Württemberg

Die Demokratie-Reformen sind in Kraft 
getreten. Nun wird es spannend: Zu wel-
chem Thema wird es den ersten Volksan-
trag in Baden-Württemberg geben? Und 
welche Erfahrungen werden Gemeinde-
räte, Verwaltungen und Bürger/innen mit 
den neuen und verbesserten Mitbestim-
mungsinstrumenten in den Kommunen 
machen? Der Landesverband will dabei 
unterstützen und die Reformen weithin 
bekannt machen. 

Berlin

Im März wurde das Abstimmungsgesetz 
geändert. Künftig können Senat und Ab-
geordnetenhaus Kampagnen gegen lau-
fende Volksbegehren und Volksentscheide 
aus Steuermitteln finanzieren. Aus Sicht 
von Mehr Demokratie erzeugt dies ein 
Ungleichgewicht zulasten der Initiativen. 
Eine ebenfalls vom Senat geplante Er-
schwerung der Unterschriftensammlung 
bei Bürger- und Volksbegehren konnte 
Mehr Demokratie, unterstützt von zahlrei-
chen Berliner Initiativen, abwenden.

Anfang des Jahres änderte das Abge-
ordnetenhaus mit den Stimmen der rot-
schwarzen Koalition das im Volksent-
scheid beschlossene Gesetz zur 
Freihaltung des Tempelhofer Feldes, um 
dort temporäre Flüchtlingsunterkünfte zu 
errichten. Der Protest vieler Initiativen 
konnte im Vorfeld erreichen, die dafür 
vorgesehenen Flächen zu halbieren. Mehr 
Demokratie plädierte für eine erneute 
Abstimmung. Das dafür erforderliche fa-
kultative Referendum müsste allerdings 
erst in die Landesverfassung aufgenom-
men werden (siehe Artikel Seite 18).

Bremen

In Bremen ist im Februar, nach einigem 
Vorgeplänkel, die Debatte um das Wahl-

ländertelegramm
mit Terminen vor Ort
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gestellt werden. Das Verfahren ruht, bis 
die Richter/innen entschieden haben, ob 
der überarbeitete Gesetzentwurf, den die 
Initiative eingereicht hatte, die früheren 
Bedenken der Landespolitiker/innen aus-
geräumt hat – oder ob der Text unzulässig 
stark überarbeitet wurde. Wann das Urteil 
kommt, ist ungewiss. Vom Zeitpunkt des 
dann – hoffentlich erfolgreichen! – nach-
geholten Volksbegehrens hängt aber ab, 
ob die nächste Stufe, der Volksentscheid, 
wie geplant am Tag der Bundestagswahl 
2017 erreicht werden kann. Es bleibt also 
spannend in Hamburg!

Hessen

Thomas Ormond vom Frankfurter Akti-
venkreis hat eine Petition gestartet, die 
die Aufnahme direktdemokratischer Ele-
mente in die hessische Gesetzgebung for-
dert. Die Petition soll dem Landtag bis 
spätestens Ende April übersandt werden.

tipp Unter www.md-hessen.de/petition- 

2016 können Sie die Petition mitzeichnen!

Für September ist in Marburg ein Verfas-
sungskongress geplant, der sich mit der 
vom hessischen Landtag ins Leben geru-
fenen Enquetekomission zur geplanten 
Verfassungsänderung beschäftigt.

Mecklenburg-Vorpommern

Niedrigere Quoren bei Volksbegehren 
und Volksentscheid, dafür eine fünfmona-
tige Sammelfrist: Die Volksgesetzgebung 
im nordöstlichsten Bundesland wird end-
lich reformiert. Darauf einigte sich die 
rot-schwarze Regierungskoalition mit 
den demokratischen Oppositionsparteien 
DIE LINKE und Bündnis 90/Die Grünen. 
Das Zustimmungsquorum bei Volksent-
scheiden soll von 33,3 Prozent auf 25 Pro-
zent und das Unterschriftenquorum bei 
Volksbegehren von 120.000 (rund 8,7 Pro-
zent der Stimmberechtigten) auf 100.000 
(rund 7,2 Prozent) gesenkt werden.

Das direktdemokratische Schluss-
licht Mecklenburg-Vorpommern schließt 
damit zum Mittelfeld auf. Auch wenn die 
Absenkung des Zustimmungsquorums 
kein allzu großer Wurf ist, haben Volks-
entscheide in Zukunft immerhin eine  

realistische Chance. Das Unterschriften-
quorum wurde dagegen lediglich an die 
demografische Entwicklung angepasst. 
Als Rückschritt beurteilt Mehr Demo-
kratie die äußerst kurze Sammelfrist. 
Außerdem geht der Landtag die restrik-
tiven Regeln für direktdemokratisch 
herbeigeführte Verfassungsänderungen 
nicht an. Mit einer Zweidrittelmehrheit 
plus Zustimmungsquorum von 50 Pro-
zent im Volksentscheid bleiben Verfas-
sungsreferenden ein rein theoretisches 
Recht auf dem Papier.

Die Mitgliederversammlung im Ja-
nuar hat die Schwerpunktthemen für 2016 
festgelegt: (Direkte) Demokratie auf kom-
munaler Ebene, die Forderung nach einem 
effektiven Transparenzgesetz und bei der 
Volksgesetzgebung am Ball bleiben. 

Niedersachsen

In Niedersachsen ist damit zu rechnen, 
dass die Reform des Kommunalverfas-
sungsgesetzes vor der Sommerpause be-
schlossen wird. Mit einem Aufruf von 
Kommunalpolitiker/innen (Ratsmitglie-
der und Bürgermeister/innen) wirbt Mehr 
Demokratie derzeit für eine gute und wir-
kungsvolle Reform, die über die bisher 
vorliegenden Vorschläge hinaus geht.

Tipp Am 23. April findet in Hannover eine 

Stop-TTIP-Demo statt. Sie wird von einem 

lokalen Bündnis vorbereitet, an dem sich 

Mehr Demokratie beteiligt.

Nordrhein-Westfalen

Im Jahr 2015 waren ungewöhnlich viele 
Bürgerbegehren erfolgreich. Von 23 ab-
geschlossenen Initiativen konnten zwölf 
ihr Ziel erreichen. Einen so hohen Anteil 
erfolgreicher Begehren gab es noch nie. 
Auch die Zahl der von Räten angestoße-
nen Bürgerentscheide war mit fünf Ab-
stimmungen sehr hoch.

Ob es eine neue Sperrklausel bei 
Kommunalwahlen braucht, erörterte eine 
Sachverständigenanhörung des Landtags 
am 21. Januar. Mehr Demokratie war als 
Fachverband geladen. Landesgeschäfts-
führer Alexander Trennheuser begründete 
die Ablehnung einer neuen Sperrklausel 
deutlich. Durch eine Sperrklausel würden 
Räte ärmer an Wissen und Kompetenz. 

Zudem liege der notwendige Nachweis 
einer Funktionsunfähigkeit von Räten 
nicht vor. Durch eine Wahlhürde könne 
die Wahlbeteiligung sinken und die Zahl 
der Bürgerbegehren zunehmen.

Das Bündnis „NRW blickt durch“ hat 
eine Muster-Transparenzsatzung an alle 
Bürgermeister/innen, Landräte und Frak-
tionen in den Räten und Kreistagen sowie 
an die Direktor/innen der Landschaftsver-
bände verschickt. In einigen Kommunen 
hat dies Initiativen angestoßen.

Ob Mehr Demokratie in Nordrhein-
Westfalen eine Volksinitiative gegen die 
Freihandelsabkommen TTIP und CETA 
organisiert, entscheiden die Mitglieder 
bei einer Versammlung am 16. April in 
Köln. Das Ziel: Nordrhein-Westfalen soll 
sich im Bundesrat gegen eine Ratifizie-
rung von CETA und TTIP aussprechen. 
Um das Thema soll im Landtagswahl-
kampf 2017 keine Partei herumkommen 
können.

Rheinland-Pfalz

Zu Redaktionsschluss blickten alle poli-
tisch interessierten Menschen auf die 
Landtagswahlen am 13. März. Unab-
hängig vom Wahlausgang bereitet sich 
der Vorstand auf Gespräche mit den 
meisten im Landtag vertretenen Partei-
en vor, denn um die hohen Hürden für 
Volksbegehren in Rheinland-Pfalz zu 
senken, braucht es nach wie vor eine 
Änderung der Landesverfassung. Darü-
ber hinaus wird Mehr Demokratie das 
Transparenzgesetz – falls nötig – vertei-
digen und es weiterentwickeln. /

Termine 2016

Landestreffen Bremen/Niedersachsen

Am 5. November im Kulturhaus Walle 
Brodelpott, 11 bis 16 Uhr.

Außerdem gibt es in Bremen regel-
mäßige Aktiventreffen in gemütlicher 
Runde, neue Teilnehmer sind sehr will-
kommen. Die Termine sind im Bremer 
Büro zu erfragen!

Mecklenburg-Vorpommern

Am 25. Juni findet eine Mitgliederver-
sammlung mit Vorstandswahl statt. Zeit 
und Ort werden auf der Internetseite be-
kannt gegeben.
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Der Glücksminister Bhutans zu 

Besuch in Wien. 

Foto: Wien 3420 AG/Bohmann
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Es mutet geradezu naiv an zu fragen, ob 
das Glück von Menschen eine Bedeutung 
oder gar eine Ausprägung in Verfassun-
gen allgemein und im Grundgesetz im 
Besonderen erfährt. Doch was eben noch 
ein naiver Gedanke war, kann zu einer 
bohrenden Frage werden. Verstehen wir 
eine Verfassung nämlich als die oberste 
gemeinschaftsstiftende und die Gemein-
schaft prägende Norm, dann liegt die Fra-
ge nahe, welchen Glück spendenden Wert 
sie für eben jene Gemeinschaft bietet. 

Glücksbezug in verschiedenen 

Verfassungen dieser Erde

Unterstellt man, dass ein gutes Leben 
gleichzeitig auch ein glückliches ist, so 
finden sich in drei Verfassungen dieser 
Erde unmittelbare Bezüge zum Glück; 
nämlich in denen Boliviens und Ecuadors 
in Form des „buen vivir“, des „guten Le-
bens“ und in der Bhutans in Form des 
„Gross National Happiness“.

In der bolivianischen Verfassung steht 
das Prinzip des „buen vivir“ in Artikel 8.I 
neben anderen Prinzipien, die der Staat 
allgemein fördern soll. Speziell sieht die 
Verfassung darüber hinaus in den Artikeln 
80.I, 306.I und 316 auch Bildung und 
Wirtschaft in der Pflicht, das „gute Le-
ben“ zu unterstützen und zu fördern.

Die ecuadorianische Verfassung 
widmet den „derechos del buen vivir“, 
den „Rechten des guten Lebens“ im Títu-
lo II der Verfassung einen eigenen Ab-
schnitt, welcher insgesamt 22 Artikel 
(Art. 12 bis 34) umfasst. Ähnlich wie die 
bolivianische Verfassung, nur nahezu 

umfassend reguliert, ordnet sie dem 
„buen vivir“ unterschiedliche Rechte zu. 
Das Recht auf Wasser, eine gesunde Um-
welt, Bildung, Kultur, Wissenschaft und 
Gesundheit werden somit durch die Ver-
fassung als wesentliche Bestandteile des 
„guten Lebens“ definiert.

Als drittes Beispiel dient die Verfas-
sung der konstitutionellen Monarchie 
Bhutan. Sie wurde erst 2008 erlassen, 
nachdem sich der König selbst abgesetzt 
hatte, um das Land in eine konstitutio-
nelle Monarchie umzuwandeln und die 
Demokratie einzuführen. In ihr findet 
das Glück eine unmittelbare Ausprägung 
und Benennung. Artikel 9 Nr. 2 der bhu-
tanischen Verfassung legt es dem Staat 
auf, jene Bedingungen zu fördern, die 
das „Gross National Happiness“, also das 
„Bruttosozialglück“ vergrößern. Das 
Bruttosozialglück misst den Wohlstand 
eines Landes und seiner Bevölkerung 
nicht an seiner wirtschaftlichen Leis-
tung, sondern daran, wie glücklich es ist. 
Dazu wird das Volk befragt, was es 
braucht, um glücklich zu sein – bezie-
hungsweise was Staat und Verwaltung 
dafür tun sollten. Die Befragungen füh-
ren Beamte in den einzelnen Verwal-
tungsbezirken durch. Die hierbei evalu-
ierten neun Kategorien teilen sich grob in 
drei Oberkategorien auf: individuelle 
Aspekte des Wohlbefindens, allgemeine 
Gesundheitsversorgung und Bildung, 
Qualität der Regierung und Verwaltung. 
Um eine größtmögliche Teilhabe an poli-
tischen Entscheidungen zu gewährleis-
ten, wurde Bhutan, das ungefähr so groß 

Das Glück der Menschen 
im Verfassungsgefüge

Kann eine Verfassung Glück garantieren oder herstellen – und wenn ja, wie?

Text Stephan Mörs

ist wie die Schweiz, in 20 Verwaltungs-
bezirke aufgeteilt.

Alle drei verfassungsrechtlich for-
mulierten Formen des Glücks wollen das 
Leben der Menschen zum Besseren ge-
stalten, sei es als Auftrag an die Regie-
rung, als leitendes Prinzip für andere 
Bereiche der Verfassung bis hin zum ak-
tiven Erheben und Gestalten der Aspek-
te, die Menschen glücklich machen. Frei-
lich müssen sich die niedergeschriebenen 
Prinzipien an der Verfassungsrealität 
messen lassen. Insoweit bleibe ich bei ei-
ner theoretischen Betrachtung.

Glücksbezug und defensivrechtlicher 

Charakter des Grundgesetzes

Abgesehen davon, dass es an sich ein 
Glück sein kann, eine weithin funktio-
nierende Verfassung wie unser Grundge-
setz zu haben, stellt sich die Frage, wie 
viel Glück letztlich im Grundgesetz ent-
halten ist.

Eine wesentliche Ausrichtung gibt 
sich das Grundgesetz selbst in Artikel 1 
Abs. 3 GG. Er bindet Gesetzgebung, voll-
ziehende Gewalt und Rechtsprechung an 
die auf Artikel 1 GG folgenden Grund-
rechte. Wagt sich ein staatliches Organ zu 
weit in den Schutzbereich eines Grund-
rechts hinein, kann es zurückgewiesen 
werden. Diese rein abwehrende Funktion 
wohnt den meisten Grundrechten inne: 
Sie zwingen den Staat nicht zum Han-
deln, sondern zum Unterlassen. Dem ge-
genüber stehen einige wenige Grundrech-
te, die einen Anspruch oder eine Leistung 
gegenüber dem Staate begründen. Arti-
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Hierzu führt das Bundesverfassungsge-
richt aus: Das Grundrecht auf Gewähr-
leistung eines menschenwürdigen Exis-
tenzminimums (Art. 1 Abs. 1 GG) in 
Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip 
(Art. 20 Abs. 1 GG) sichert jedem Hilfe-
bedürftigen diejenigen materiellen Vor-
aussetzungen zu, die für seine physische 
Existenz und für ein Mindestmaß an 
Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturel-
len und politischen Leben unerlässlich 
sind.1 Demnach wird ein Mensch, der 
weniger als das Existenzminimum zur 
Verfügung hat, in seiner Menschenwür-
de verletzt, weswegen der Sozialstaat da-

für sorgen muss, dass dieses Existenzmi-
nimum gewahrt bleibt. Einen festen 
Betrag für dieses Minimum nennt das 
Bundesverfassungsgericht nicht. Es stellt 
aber fest, dass bei der Berechnung – die-
se ist der eigentliche Kritik- und Ent-
scheidungsgegenstand des Urteils – die 
Bildungsausgaben für Minderjährige be-
rücksichtigt werden müssen. Darüber hi-
naus hält es die Abzüge für Minderjähri-
ge an sich für nicht verfassungskonform. 

Die Gerichte bleiben in ihren Urteilen 
bei einer abwehrrechtlichen Sicht, denn 
sie fordern lediglich ein Minimum, wenn 
es um die Gewährleistung sozialstaatli-
chen Handelns geht. Ein Existenzmini-

1 So steht es im Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 9. Februar 2010 (1 BvL 1/09, Leitsatz 1)

kel 6 Abs. 4 GG gewährt beispielsweise 
der Mutter den Anspruch auf Schutz und 
Fürsorge der Gemeinschaft.

Die drei zu Beginn dieses Beitrages 
angesprochenen Verfassungen haben ei-
nen durch und durch positiv gestalteten 
Glücksbezug. Dem staatlichen Handeln 
wird das Hinwirken auf das Glück, bezie-
hungsweise auf das gute Leben der Be-
völkerung, verordnet, wie im Falle der 
Verfassungen von Bhutan und Bolivien, 
wobei dies in Bhutan sogar noch in un-
mittelbares staatliches Handeln mündet. 
Die Verfassung von Ecuador enthält un-
mittelbare Rechte, die ihrem Wortlaut 
nach einen direkten Anspruch 
vermitteln.

Sieht man einmal von 
der Möglichkeit ab, dass die 
Grundrechte per se einen 
Raum des Glücks und des gu-
ten Lebens schaffen können, 
erscheint es fraglich, ob sich 
angesichts ihrer überwiegend 
abwehrenden Funktion ein 
verfassungsmäßiger Glücks-
bezug überhaupt herstellen 
lässt. Als Abwehrrecht gestal-
tet, hieße ein unmittelbarer 
Glücksbezug, dass unglücklich machen-
des Handeln verfassungswidrig wäre. 
Ein solches Grundrecht ist jedoch nicht 
auszumachen. Es dominiert die Aufgabe 
der Grundrechte, Schranken aufzuweisen.

Mittelbarer Grundrechtsbezug: 

Glück als Staatszielprinzip?

Wie gezeigt, ist ein unmittelbarer Glücks-
bezug in den in den Grundrechten nicht 
ersichtlich. Jedoch, wenn man die Inhalte 
zweier Artikel des Grundgesetzes kombi-
niert, bietet das Grundgesetz durchaus 
Raum für solche Erwägungen – zum Bei-
spiel im Hinblick auf das Existenzmini-
mum. Bundesverfassungs- und Bundes-
verwaltungsgericht haben dazu Urteile 
gefällt, welche sich auf ein Zusammen-
wirken von Artikel 1 Abs.1 und Artikel 20 
Abs. 1 des Grundgesetzes stützen.

„Abgesehen davon, dass es an sich  
ein Glück sein kann, eine weithin  

funktionierende Verfassung wie unser 
Grundgesetz zu haben, stellt sich  
die Frage, wie viel Glück letztlich  

im Grundgesetz enthalten ist.“

stephan mörs

mum wird nicht gewährt, sondern ledig-
lich eine allzu nachlässige Berechnung 
durch den Staat abgewehrt. Somit bleiben 
Menschenwürde und Sozialstaatsprinzip 
lediglich Verteidiger des Minimums.

Das „buen vivir“ und das Bruttosozial- 
glück in den Verfassungen von Ecuador 
und Bhutan beantworten dieselbe Frage 
anders. Sie verteidigen kein Existenzmi-
nimum, sondern zielen darauf ab, ein 
Existenzoptimum herzustellen. Sie fra-
gen, was das vom Staat möglichst und 
nicht nur mindestens zu Leistende ist. Auf 
die Möglichkeiten eines bedingungslosen 
Grundeinkommens soll nicht weiter ein-

gegangen werden, jedoch sei 
darauf, als bedenkenswerte 
und interessante Möglichkeit, 
verwiesen.

Der Versuch, im Zuge der 
deutschen Wiedervereinigung 
soziale Grundrechte zu eta-
blieren, scheiterte. Stattdessen 
bestimmte man entsprechende 
Staatsziele im Artikel 5 des Ei-
nigungsvertrages. Effektiv 
wurde lediglich der Umwelt-
schutz in Artikel 20a des 
Grundgesetzes eingeführt.

Partizipation als ein Faktor für Glück?

Weder ein direkter noch ein indirekter 
Glücksbezug ist in den Grundrechten 
oder im übrigen Grundgesetz zu finden, 
der ähnlich klar zu identifizieren wäre, 
wie jener in den Verfassungen von Bhu-
tan, Bolivien und Ecuador. Letztlich kann 
sich Glück jedoch noch in der Möglich-
keit der aktiven Teilhabe und Gestaltung 
wiederfinden. In die Verfassung von Bhu-
tan findet dieser Aspekt durch die unmit-
telbaren Umfragen Eingang; die Verfas-
sung von Ecuador widmet ihm mit den 
Partizipationsrechten („derechos de parti-
cipación“, Artikel 61 bis 65) einen eige-
nen Bereich; die Verfassung von Bolivien 
sieht ebenfalls umfassende Beteiligung 
vor (Artikel 11 Abs. 2 Nr. 2). Das Grund-
gesetz kennt in dieser Hinsicht zwei An-
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knüpfungspunkte: das Recht, sich zu be-
schweren (Petitionsrecht) und das Recht, 
über Wahlen und Abstimmungen die Poli-
tik aktiv mit zu gestalten (Art. 17 und 20 
Abs. 2 S. 2 GG). Auf Landesebene ist die 
Möglichkeit des Volksentscheids gege-
ben. Auf Bundesebene wurde sie, ob-
schon ausdrücklich benannt, nicht umge-
setzt. Nur wenn das Bundesgebiet 
verändert werden soll, sind Volksabstim-
mungen vorgesehen (Art. 29, 146 GG).

Insbesondere Bruno Frey hat am Bei-
spiel der Schweiz dargelegt, dass unmit-
telbare Einflussmöglichkeiten sehr wohl 
einen Glücksaspekt darstellen. So kann 
auch eine Verfassung, in der das Glück 
an sich keine explizite Ausprägung fin-
det, es durch erweiterte demokratische 
Teilhabe und Einflussnahme fördern. 
Gestützt wird dieser Aspekt auch durch 
Forschungsergebnisse über Gruppen, die 
weder regiert werden, noch einer Verfas-
sung unterliegen, sondern alle sie betref-
fenden Entscheidungen unmittelbar ge-
meinschaftlich treffen.

Wenn man nach dem Aspekt des 
Glücks im Grundgesetz sucht, begibt man 
sich mit einem fast schon übersinnlich-
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metaphysischen Wert in ein um Gegen-
wärtigkeit und Aktualität ringendes Nor-
mengefüge. Gleichwohl ist dieser Aspekt 
in anderen Verfassungen vorhanden. 
Auch dem Grundgesetz könnte dieser 
Wert innewohnen, obwohl er sich weder 
mittelbar, noch unmittelbar finden lässt. 
Ein glücksbezogenes Grundrechtsver-
ständnis könnte in ähnlicher Weise Ein-
zug halten wie das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung in Artikel 2 
Abs. 1 und Artikel 1 Abs. 1 des Grundge-
setzes, das 1983 vom Bundesverfassungs-
gericht als Grundrecht anerkannt wurde. 
Freilich müsste hierfür eine abwehrrecht-
liche Ausgestaltung aufgegeben werden, 
zu Gunsten eines positiv gewährenden 
Grundrechts mit Glücksbezug. Dass die-
ser Ansatz unserem Verfassungsdenken 
nicht fremd ist, zeigt im Ansatz Artikel 1 
Abs. 1 des Verfassungsentwurfs des Kon-
vents von Herrenchiemsee, wonach der 
Staat für den Menschen da zu sein hat und 
nicht umgekehrt. Eine klar strukturierte 
und abgegrenzte Umsetzung ist jedoch 
auch unmittelbar möglich, wie die Verfas-
sungen von Bhutan, Bolivien und Ecua-
dor zeigen. / 

Stephan Mörs

studiert Jura an der Fern-Univer-

sität Hagen, lehrt Datenschutz-

recht an der IHK Bayreuth und 

Coburg.
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Das Buch „Referendums Around the 
World – the Continued Growth of Direct 
Democracy“, von Matt Qvortrup heraus-
gegeben, befasst sich detailliert und um-
fassend mit der Entwicklung der direk-
ten Demokratie weltweit. Damit leistet 
es einen wichtigen und höchst interes-
santen Beitrag zur derzeitigen gesell-
schaftlichen und wissenschaftlichen De-
batte. Leider ist es bisher nur auf 
Englisch erhältlich.

Qvortrup gelingt mit dem 2014 veröf-
fentlichten Sammelband ein sowohl 
sprachlich als auch inhaltlich leicht ver-
ständlicher Überblick über direktdemo-
kratische Praxis in Ost- und Westeuropa, 
Asien, Afrika, Südamerika und Ozeanien. 
Einleitend stellt er direktdemokratische 
Verfahren und ihre historische sowie the-
oretische Entwicklung vor. Dieser Ein-
stieg macht das Buch nicht nur für ein 
Fachpublikum, sondern auch für Laien 
empfehlenswert. 

Die jeweiligen Staaten- beziehungs-
weise Kontinentanalysen wurden von 
Expert/innen für die jeweiligen Re-
gionen verfasst. Diese Länderprofile 
zeichnen über die Kontinente hinweg 
die Geschichte und Gegenwart der di-
rekten Demokratie in den einzelnen 
Staaten nach, so dass gut verglichen 
werden kann. Vertieft wird die Darstel-
lung durch Beispiele einzelner bedeut-
samer nationaler Volksabstimmungen 
und ihrer inhaltlichen, parteipolitischen 
und gesellschaftlichen Hintergründe. 
Besonders spannend war in diesem 
Zusammenhang das Kapitel über die 

Der Band geht nicht nur auf den Ge-
brauch von direktdemokratischen Ver-
fahren in Demokratien ein, sondern 
untersucht darüber hinaus deren An-
wendung in autoritären Regimen sowie 
die Strategien und Motivationen der po-
litischen Eliten, die dem zugrunde lie-
gen. Als Beispiel hierfür wird im Buch 
auf die Durchführung von Referenden 
im Dritten Reich verwiesen, die beson-
ders eindeutig zeigen, wie diese Ab-
stimmungsform zur Manipulation der 
Bevölkerung missbraucht werden kann. 
Das erweitert den Blick auf die Vor- und 
Nachteile von direkter Demokratie we-
sentlich, weil jetzt viel mehr politische 
und (verfassungs-)rechtliche Kontexte 
einbezogen sind. 

Der Sammelband bereichert auch 
deswegen die Forschung in diesem Be-
reich, weil er bereits einen Großteil der 
relevanten Quellen für weitere Untersu-
chungsvorhaben aufgetan und zusam-
mengefasst und mögliche Forschungs-
fragen aufgedeckt hat. Zusammen mit 
der flüssigen und leicht verständlichen 
Sprache sorgt dies für einen großen Ler-
neffekt und macht Qvortrups Buch zu 
einem großen gesellschaftlichen und 
wissenschaftlichen Zugewinn. /

referenden weltweit

Der Sammelband „Referendums Around the World“ vergleicht  

Geschichte und Gegenwart der direkten Demokratie weltweit.

Text Lara Schuldt

Foto: Buchcover

Qvortrup, Matt (Hrsg.): „Referen-

dums Around the World. The 

Continued Growth of Direct 

Democracy“, London 2014, 

Palgrave Macmillan, 306 Seiten, 

89,90 Euro, ISBN 978-0-230-36175-1

Lara Schuldt
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Rezension

Durchführung von Referenden in der 
ehemaligen Sowjetunion. Obwohl be-
reits Lenin und Stalin Referenden als 
notwendiges Instrument für die natio-
nale Selbstbestimmung betrachteten, 
kam erst 1991 das erste und letzte Refe-
rendum, zur Bestimmung der weiteren 
Zukunft der UdSSR, zustande. 
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Bundesweite Volksentscheide

Menschen, die mit einem Teil ihres Vermögens etwas Gutes tun 

möchten, sich aber noch nicht sicher sind, ob sie das Geld spä-

ter doch noch benötigen, können eine Schenkung auf Widerruf 

machen. Der Geldbetrag wird sorgfältig, risikoarm und nach 

ethischen Kriterien in unserem Stiftungsfonds angelegt. Die 

Vermögenserträge fließen direkt in die Projektarbeit von Mehr 

Demokratie e.V. Falls der Geldbetrag aufgrund einer wirtschaft-

lichen Notsituation oder aus einem anderen Grund doch be-

nötigt wird, kann die Schenkung jederzeit mit einer Frist von 

drei Monaten widerrufen werden. Ebenso kann die Schenkung 

auf Widerruf später problemlos in eine Spende umgewandelt 

werden. Für eine Schenkung auf Widerruf wird eine eigene 

Vereinbarung mit der GLS Treuhand abgeschlossen. Empfoh-

len wird eine Mindestsumme von 10.000 Euro. Die entstehen-

den Zinserträge sind steuerbefreit und kommen so in vollem 

Umfang der Arbeit von Mehr Demokratie e.V. zugute. 

Etwas bewegen und Gutes tun  
mit „Geld-zurück-Garantie“

Im Jahr 2015 wurde ein Stiftungsfonds unter 

dem Dach der GLS Treuhand gegründet, der  

die Arbeit von Mehr Demokratie e. V. fördert.  

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, den  

Stiftungsfonds mit zu unterstützen. Heute  

stellen wir die „Schenkung auf Widerruf“ vor. 

Kontoverbindung des Stiftungsfonds

Kontoinhaber: �Dachstiftung für individuelles Schenken

IBAN: DE54 4306 0967 0103 7008 00

BIC: GENODEM1GLS

Bank: GLS Gemeinschaftsbank eG in Bochum

Verwendungszweck: MEHR DEMOKRATIE-Stiftung  

(freie Vermögensspende)

Für eine Schenkung auf Widerruf kontaktieren Sie bitte vorab 

Katrin Tober oder Christiane Altenkamp.

Ansprechpartnerinnen 

Mehr Demokratie e.V.: 	

Katrin Tober (Tel. 0421-79 46 370)

katrin.tober@mehr-demokratie.de

GLS Treuhand:

Christiane Altenkamp (Tel. 0234-579 753 51)

christiane.altenkamp@gls-treuhand.de

Mehr Informationen

www.mehr-demokratie.de/stiftungsfonds.html
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die demokratie 
hervorbringen

Johannes Stüttgen erläutert im Gespräch mit Andrea Adamopoulos, 

warum Demokratie immer wieder neu erzeugt werden muss.

interview andrea adamopoulos

omnibus für direkte demokratie
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omnibus für direkte demokratie

Was unterscheidet die parlamentarische von der direk-

ten Demokratie?

Für mich ist der entscheidende Punkt, dass wir die Demokratie 
selbst hervorbringen müssen. Bei dem Vorgang der direkten 
Demokratie stellt man nicht nur das Abstimmungsergebnis 
klar, sondern man erzeugt die Demokratie aus sich selbst her-
aus. Auf die Weise müssen wir uns nie 
wieder sagen lassen, wir fänden die De-
mokratie vor. So lief es in den letzten 
Jahrzehnten: Wir meinen, die Demokra-
tie bereits vorzufinden. Keiner macht das 
elementare Erlebnis, Demokratie selbst 
zu erzeugen. Dieser Vorgang, sich immer 
wieder in dieses Nichts hinein zu bege-
ben, immer wieder neu den demokrati-
schen Prozess zu erzeugen, das ist jedoch 
für eine funktionierende Demokratie 
ganz entscheidend.

Die heute praktizierte parlamentari-
sche Demokratie ist eine Einrichtung, 
auf die wir uns schon lange verlassen. 
Wir sagen, diese gehöre zu den Stan-
dards unserer westlichen Gesellschaft, 
wir stellen das nicht in Frage. Das ist je-
doch eine Scheinsicherheit. Wir verlas-
sen uns auf Muster, an deren Ursprung 
wir nicht teilhaben.

Die Fähigkeit, die ich brauche, um de-
mokratisch mitzuwirken, um ein mündi-
ges, vollgültiges Mitglied der Gesellschaft 
zu sein, erwerbe ich mir durch die Vorgehensweise der direkten 
Demokratie und zwar deshalb, weil ich auf diese Weise die Erfah-
rung mache, von meinen eigenen konkreten Zielen abzusehen, 
zugunsten der Gleichberechtigung aller Beteiligten.  Von daher 
hat man Demokratie nie erreicht, sie muss immer wieder neu von 
uns erzeugt werden.

Inwieweit ist der Vorgang des Hervorbringens von Demo-

kratie durch Wahlen nicht gegeben?

Bei einer Wahl delegieren wir wichtige Fragen an Menschen, 
die, wie wir sehen, damit völlig überfordert sind. Die ganzen 
Probleme, mit denen wir aktuell konfrontiert sind, haben wir 
weg delegiert. Das Problem, wie vernünftige Rechtsordnun-
gen entstehen, haben wir an diejenigen delegiert, die wir ge-
wählt haben. Die gleichen Menschen haben wir beauftragt, 
dafür zu sorgen, dass es uns gut geht, doch wir sehen offenen 
Auges, dass deren Problembewältigung darin besteht, Proble-
me nach außen zu verlagern: an die Stadtränder, an die Gren-
zen, über Deutschland hinaus an die Außengrenzen, wo jetzt 
der Terrorismus beginnt aufzublühen. Diese ausgeblendeten 
Probleme kommen jetzt alle zurück und damit schließt sich ein 
bestimmter Regelkreis. 

Es wird gesagt, Demokratie gehöre zu den westlichen Quali-
tätsstandards. Wenn das so ist, dann wird es Zeit, dass wir sie 
auch selbst hervorbringen, statt immer nur Nutznießer dieser 
Werte zu sein. Wenn Demokratie den aktuellen Zerreißproben 
standhalten soll, dann muss sie in mir selbst begründet sein, 
dann reicht es nicht aus, dass ich mich dieser Sache nur bediene.

Wie können wir aus bekannten und 

gewohnten Handlungsmustern zu et-

was derart Neuem kommen?

Das wirft die Frage nach unserer Unfä-
higkeit auf. Wir kommen mit unseren bis-
herigen Methoden nicht mehr weiter und 
es stellt sich die Frage nach der Fähigkeit 
nochmal ganz neu. Wo entsteht Fähig-
keit? Sie entsteht in der Unfähigkeit, sagt 
Joseph Beuys: „Auch die Unfähigkeit ist 
Fähigkeit“. Das ist der Punkt, den man 
Kreativität nennt. Alles andere, was aus 
bereits eingespielten Fähigkeiten resul-
tiert, hält uns vom eigentlichen Ausgangs-
punkt weg, es schneidet uns ab, von der 
Frage nach dem Ursprung. In diesem Zu-
stand befinden wir uns heute. Er vermit-
telt uns eine vermeintliche Sicherheit.

Wir sollten uns an den Gedanken ge-
wöhnen, diese Komfortzone verlassen zu 
müssen, um nochmal ganz neu anfangen 
zu können. Und uns nicht einbilden, wir 
könnten auf etwas bereits Erreichtem 

aufbauen. Wir wissen alle noch nicht, wie es gehen kann, das ist 
unser großes Kapital. Vorbilder gibt es nicht. Wo sollen wir also 
eine Alternative herholen, wenn nicht aus unserem Denken? 

Neues beginnt damit, dass wir es uns vorstellen?

Solange wir uns nur an Dingen orientieren, die wir uns vorstel-
len können, bleiben wir in Vergangenheitsbildern hängen. Weil 
eine Vorstellung ein Bild ist. Das Bild wollen wir ja überhaupt 
erst erzeugen. Wir dürfen nicht von Möglichkeiten ausgehen, 
sondern von Notwendigkeiten. Erst wenn wir von Notwendig-
keiten ausgehen, entwickeln wir Möglichkeiten und Fähigkei-
ten. Wenn man nur von Möglichkeiten und Fähigkeiten aus-
geht, bleibt man immer in dem hängen, was schon da ist. 
Dadurch werden wichtige Notwendigkeiten ausgeblendet. /

„Wenn man immer nur 
von Möglichkeiten und 

Fähigkeiten ausgeht, 
bleibt man in dem  

hängen, was schon da ist.“

johannes stüttgen

Johannes Stüttgen

Künstler, Mit-Initiator des OMNIBUS FÜR DIREKTE 

DEMOKRATIE.

Andrea Adamopoulos

langjährige Mitarbeiterin des OMNIBUS.
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nen Austritt oder über einen Verbleib in 
der EU zu den neuen Bedingungen. Die 
Fragestellung lautet: „Sollte das Verei-
nigte Königreich Mitglied der Europäi-
schen Union bleiben oder die Europäi-
sche Union verlassen?“

Neuseeland

Ob die Neuseeländer/innen ihre alte 
Flagge behalten wollen oder nicht, ent-
scheidet sich am 24. März. Dann endet 
ein mehrstufiges Referendum zu dem 
Thema. Ursprünglich hatten Bürger/in-
nen mehr als 10.000 Vorschläge einge-
reicht, aus denen schrittweise einer her-
ausgefiltert und zuletzt gegen die alte 
Flagge zur Abstimmung gestellt wurde.

Niederlande

Am 6. April und damit nach Redaktions-
schluss haben die Niederländer/innen 
darüber abgestimmt, ob ihr Staat das 
Assoziierungsabkommen der EU mit der 
Ukraine ratifizieren soll. Das entsprechen-
de Gesetz trat vergangenen Sommer in 
Kraft, woraufhin die Initiative „GeenPeil“ 
innerhalb von sechs Wochen 428.000 gül-
tige Unterschriften für ein Referendum 
sammelte, um das Gesetz zurückzuholen. 
Das Ergebnis bindet die niederländische 
Regierung nicht und es ist offen, wie sie 
mit einem „Nein“ zu dem Abkommen 
umginge. Nehmen mehr als 30 Prozent 
der Stimmberechtigten an der Abstim-
mung teil und votiert die Mehrheit gegen 
das Ratifizierungsgesetz, muss es erneut 
von beiden Kammern des Parlaments ver-
abschiedet werden. Einer Umfrage zufol-
ge will eine Mehrheit der Abgeordneten 
den Wählerwillen respektieren.

Bolivien

Evo Morales kann kein drittes Mal als 
Präsidentschaftskandidat antreten. In ei-
nem Verfassungsreferendum erteilten die 
Bolivianer/innen seinem Vorschlag eine 
Absage, die maximale Amtszeit von Prä-
sident/in und Vizepräsident/in von zwei 
auf drei Wahlperioden zu verlängern. 
Knapp 85 Prozent der Stimmberechtigten 
nahmen teil und 51,3 Prozent stimmten 
gegen die Verfassungsänderung, 48,7 Pro-
zent dafür. Damit endet die Amtszeit von 
Morales und seinem Vize Álvaro García 
Linera im Januar 2020.

Deutschland

Der Bundestag stellt nun doch Gutachten 
und Analysen der Wissenschaftlichen 
Dienste auf seine Homepage, ohne dass 
dies einzeln beantragt werden muss. Da-
mit reagiert die Parlamentsverwaltung auf 
einen Vorstoß von Abgeordnetenwatch.de 
und Fragdenstaat.de. Die beiden Portale 
hatten die Bürger/innen dazu aufgerufen, 
möglichst viele Gutachten anzufordern, 
um diese dann zu veröffentlichen.

Großbritannien

Ob Großbritannien ein Mitglied der EU 
bleibt oder nicht, entscheiden die Brit/in-
nen am 23. Juni. Rechtsgrundlage eines 
Austritts ist Artikel 50 des EU-Vertrags, 
der den freiwilligen EU-Austritt von EU-
Mitgliedsstaaten regelt und vorsieht, dass 
vor einem Austritt versucht wird, ein 
neues Abkommen zwischen der EU und 
dem austrittswilligen Staat auszuhan-
deln. Das haben EU und Großbritannien 
getan und im Februar Vorschläge vorge-
legt. Abgestimmt wird demnach über ei-

kurz notiert
Demokratie-Nachrichten aus Europa und der Welt. 

Schweiz

Am 28. Februar stimmten die Schwei-
zer/innen nicht nur über die Durchset-
zungsinitiative ab (siehe Artikel auf 
Seite 6), sondern auch über die „Heirats-
strafe“, einen weiteren Gotthard-Stras-
sentunnel und über die Spekulation mit 
Nahrungsmitteln. „Heiratsstrafe“ lautet 
der irreführende Begriff für die Gleich-
stellung homosexueller Lebenspartner-
schaften mit der Ehe zwischen Mann 
und Frau, die die Initiative verhindern 
will. Bis auf die zweite Röhre für den 
Tunnel wurden alle Initiativen abge-
lehnt. Die Beteiligung lag mit mehr 
als 60 Prozent an allen Abstimmungen 
überdurchschnittlich hoch.

Ungarn

Ministerpräsident Viktor Orbán hat 
ein Plebiszit über den Plan der Euro-
päischen Union zur Verteilung von 
Flüchtlingen anberaumt. Die Regierung 
stellte dazu einen Antrag beim nationa-
len Wahlbüro. Trotz rechtlicher Zweifel 
– die ungarische Verfassung schliesst 
Referenden über Verpflichtungen aus 
internationalen Verträgen explizit aus 
– gilt als gesichert, dass die orbántreue 
Behörde den Antrag annimmt. Die Fra-
gestellung soll lauten: „Wollen Sie, dass 
die Europäische Union die verbindli-
che Ansiedlung von nicht ungarischen 
Staatsbürgern in Ungarn sogar ohne Zu-
stimmung des Parlaments vorschreiben 
kann?“ Kritiker bemängeln, die Frage-
stellung sei wenig neutral. Zudem ist 
die Abstimmung nicht verbindlich und 
findet vermutlich nicht unter fairen Be-
dingungen statt. /

kurz notiert
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unsere aktiven

Dieses Mal: Kevin Price aus Osnabrück

Vor ein paar Jahren war ich auf einer 
Weiterbildung, und traf dort internatio-
nale Berufskollegen. In einem ruhigen 
Moment fragte ich zwei Schweizer, wie 
sie denn so die Demokratie in ihrer Hei-
mat erleben. Sie begannen sofort, voller 
Begeisterung über alle möglichen öffent-
lichen Debatten, anstehende Abstim-
mungen und zugehörige Kampagnen zu 
berichten, und waren kaum noch zu 
bremsen. Die Schweiz muß toll sein!

Dieselbe Frage stellte ich später 
zwei ungarischen Kollegen – und ernte-
te Schulterzucken. Ich fragte nach, ob 
sie ihren Ministerpräsidenten Orbán 
wirklich damit durchkommen lassen, 
dass er kürzlich die Pressefreiheit in 
Ungarn weitgehend eingestampft hatte. 
Das hörte ich schließlich in allen deut-
schen Nachrichten, und viel mehr wußte 
ich nicht über ungarische Tagespolitik. 
Ihre Antwort lautete: „Pressefreiheit? 
Keine Ahnung. Haben wir gar nicht mit-
bekommen. Aber wofür soll das schon 
wichtig sein?“

Kevin Price

Jahrgang 1977, IT-Administrator 

bei Campact. Seit 2013 aktives 

Mitglied bei Mehr Demokratie.

In diesem Moment wurde mir schlagar-
tig bewußt, wie unterschiedlich stark und 
schwach Demokratien sein können, auch 
in unserer direkten und näheren Nach-
barschaft. Der Demokratie geht es in 
Deutschland nicht so schlecht wie in Un-
garn, doch stünde ihr eine Generalüber-
holung äußerst gut zu Gesicht. Ein toller 
Anfang wären bundesweite Volksent-
scheide. Unsere mittelmäßige Demokra-
tie hat noch viel Luft nach oben; die an-
dere Richtung mag ich mir gar nicht 
ausmalen. Das Ziel, die Demokratie zu 
stärken, ist nicht nur erstrebenswert, son-
dern auch erreichbar. Wir müssen es nur 
wollen, es liegt an uns. Und darum bin ich 
bei Mehr Demokratie aktiv. /
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leserbriefe

Auszüge aus Leserbriefen zu dem Beitrag von Ralf-Uwe Beck und Anne Dänner „Die 

Volksabstimmung in Zeiten der Flüchtlingsfrage“ (mdmagazin Nr. 107, Seite 20): 

Leserbriefe

[…] Schreiben Sie doch mal etwas Positives zur Schweiz. Mina-
rettverbot und Ausschaffung müssen in Politik und Medien im-
mer wieder als Gegenargumente zu Volksentscheiden herhal-
ten. Am 28. Februar wurde in der Schweiz zuletzt abgestimmt: 
„Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe“, „Zur Durch-
setzung der Ausschaffung krimineller Ausländer“, „Keine Spe-
kulation mit Nahrungsmitteln“, „Sanierung Gotthard-Strassen-
tunnel“. Ich bin immer wieder begeistert, wenn ich ein 
„Wahlbüchlein“ in den Händen halte.

. Heinz Dieter Töller, Rösrath

Die Einleitung zu dem Beitrag ist eine Provokation. „Die Rufe 
nach der direkten Demokratie werden lauter - auch von der 
rechten Seite der Gesellschaft. Pegida und andere neu-rechte 
Strömungen schreien nach Volksabstimmungen ... Was hat das 
mit Mehr Demokratie zu tun? Gar nichts  ... .“

Wie das? Mehr Demokratie wird von Rufen, gar „Schreien“, 
nach mehr Demokratie NICHT berührt, muss nicht zu Hilfe ei-
len, MUSS ihnen vielmehr entgegentreten? Die Sprecher von 
Mehr Demokratie geben die Erklärung in ihrem Beitrag: Die 
Rufe kommen von der politisch falschen Seite, der „neu-rech-
ten“, und deren Schrei nach direkter Demokratie kann deshalb 
nicht als Notschrei aus Ohnmacht , sondern nur als „Geschrei“ 
verstanden werden. [...] 

In dem Beitrag unserer Sprecher zeigt sich ein neuerdings 
entstandenes Dilemma von Mehr Demokratie. Mein Eindruck 
aus langjähriger Mitgliedschaft, besonders aus Mitgliederver-
sammlungen, persönlichen Begegnungen mit Verantwortli-
chen und den Veröffentlichungen des Vereins ist, dass Mitglie-
der und Verantwortliche im politischen Meinungsspektrum 
mehrheitlich der Hälfte von Mitte bis links zuneigen. Das Auf-
tauchen von „Neu-Rechten“ oder anderen, die mehr der rechten 
Hälfte zuzurechnen sind, und nun ebenfalls direkte Demokra-
tie durch Volksabstimmungen verlangen, befremdet sie und 
bereitet Unbehagen. Der Verein sollte diese Situation aber tun-
lichst offen angehen, sie auch in Veranstaltungen und Veröf-
fentlichungen ausdrücklich thematisieren. Die Lösung aus dem 
Dilemma besteht darin, dass die Meinungsbildner im Verein 
seine parteipolitische Neutralität und den gemeinsamen ver-
fassungspolitischen Nenner - die Einforderung von direkter 
Demokratie - [...] ernst nehmen.

. Axel Flessner, Frankfurt am Main  

„Die direkte Demokratie spiegelt nur gesellschaftliche Befind-
lichkeiten und Stimmungen, bringt ans Licht, was sonst unter der 
Decke schwelt“. Soweit das Zitat. Wenn sich aber die maßgebli-
chen Parteien einig sind, ist die Decke mit demokratischen Mit-
teln nicht zu heben. Darunter kann es faulen und gären, Tumul-
te und ein gegenseitiges Schlagen und Beißen geben. Erst eine 
Explosion kann diese Decke zerreißen. Dann aber mit den be-
kannten Folgen. Um diese Katastrophe zu vermeiden, brauchen 
wir mit der direkten Demokratie ein Werkzeug oder ein Ventil, 
das geordnet die Veränderungswünsche ans Licht bringt. War 
nicht der Jahrzehnte lange Rückgang der Wahlbeteiligung ein 
frühes Zeichen für die Divergenz zwischen Volk und Führung, 
der nun mit der AfD einen Notausgang gefunden hat?

. Gerhard J. Hempfer, Utting am Ammersee

Der Artikel strotzt vor Parteinahme für eine bestimmte Position 
und Verunglimpfung der anderen. Er ist politisch nicht neutral. 
[…] Nun können Sie natürlich persönlich tun, was Sie für richtig 
halten – Meinungsfreiheit gilt für jede Ansicht. Aber ich bin Mit-
glied in einem Verein, er politisch neutral ist gemäß Satzung (§4, 
Absatz 3). Und ich erwarte, daß sowohl MD als auch die Mit-
gliederzeitschrift politisch neutral ist. […] Den Online-Artikel 
„Flüchtlingspolitik und direkte Demokratie – Ja klar!“ kann ich 
übrigens voll und ganz unterschreiben.

. Gerhard Rasch, München

Den direkten Zusammenhang zwischen Volksabstimmung und 
Flüchtlingsfrage, wie Sie ihn konstruieren, kann ich nicht ganz 
nachvollziehen. Jedes Mitglied von mehr Demokratie sowie 
jede/r Bundesbürger/in sollte sich eine eigene Meinung bilden. 
Schön wäre es, wenn wir seit 1949 eine direktdemokratische 
Tradition hätten; die entsprechenden Diskussionen wären durch 
Volksentscheide befriedet.

Wenn Gruppierungen wie Pegida und AfD eine kritische Hal-
tung zu den Flüchtlingen haben, sollte man das hinnehmen. Die 
Grenze liegt hier bei realer bzw. verbaler Gewaltanwendung; ei-
gentlich eine selbstverständliche Sache. Parteien beschäftigen 
sich gerne mit diesen Gruppierungen, um von den eigenen Unzu-
länglichkeiten abzulenken. […] Die ganze Kraft sollte Mehr De-
mokratie auf bundesweite Volksentscheide legen. Ist dies erreicht, 
werden sich viele Probleme und Gruppierungen in Luft auflösen. 



33

Über „Poltervereine und direkte Demokratie“ in Deutschland 

und in der Schweiz schreibt Vladimir Rott:

leserbriefe

geboren. Die Projekte auf Seite des Service Public leitete, voller 
Lob über all die engagierten Menschen, die kantonale Projekt-
leiterin – und eine, vor allem für Menschen, engagierte SP-Poli-
tikerin. Und die Blochersche SVP? Mit Arbeit hat die doch rein 
gar nichts zu tun, meine ich, diese Classe politique des Polterns. 
Und so auch die Arbeitende SVP nichts mit ihr.

Gemeinsame Werte teilen, Verfassung schreiben, sie hüten

Südlich des Rheins bin ich es gewohnt, als einfacher Citoyen, an 
unserer Verfassung mitzuschreiben. Darüber mitzubestimmen, 
mitzuentscheiden welche verbindlichen Aufträge an unsere Re-
präsentanten in den „Zu-tun“-Teil unserer Verfassung aufge-
nommen werden. Hierzulande, in Berlin, beobachte ich, dass 
das hiesige Grundgesetz etwas ist, was (eher) über den Men-
schen steht, über sie und ihr Tun wachen soll. Auch, dass man 
eine*n Verfassungshüter*in braucht, der*die das Grundgesetz 
schützt, eine Rolle, die man den Sechs bis Acht im Verfassungs-
gericht überlässt. Sie sollen auch verfassungswidrige Parteien, 
Vereine oder Ähnliches verbieten.

In einer Diskussion in Zürich mit dem Titel „Wir und un-
sere Verfassung“ meinten wir, dass wir es seien, einfache 
Citoyen*ne*s, die unsere Verfassung hüten. Oliver Diggel-
mann, ein Staatsrechtler von der Universität Zürich, meinte, 
diese Rolle wäre beim Parlament und der Regierung, vor allem 
bei der Bundesversammlung (beiden Parlamentskammern). 
Die Parlamentarier*innen sind Hüter*innen der Verfassung 
und nicht etwa Herrscher*innen über sie. Niemandem von uns 
ist in den Sinn gekommen, das irgendein Gericht diese Rolle 
übernehmen könnte. Denn Gerichte sind nicht dazu da, Politik 
zu machen, oder über uns als verantwortungsvolle 
Citoyen*ne*s zu wachen – das ist ja die Aufgabe von uns al-
len. So schlagen wir uns auch direkt mit all den Ideen herum, 
so wie sie kommen, auch mit den gepolterten. Und hüten uns 
selbst, gemeinsam mit anderen, auch mit den Gewählten.

. Vladimir Rott, Berlin, Zürich, Prag

Ach, die Poltervereine – hier (D) wie dort, südlich des Rheins 
(CH). Sie poltern – aber haben sie Lösungen? Sie berufen sich 
auf die Demokratie, die direkte Demokratie, aber beherzigen 
sie sie auch? Was haben die SVP.ch und die AfD.de gemein-
sam, was nicht? Können wir aus den Unterschieden lernen? 
Was können wir, als Fachverein, in die öffentliche Diskussion 
einbringen? 

Poltervereine im „Demokratie-Labor“ Deutschland

Nehmen wir uns die AfD vor. Ihre Worte, die im Parteipro-
gramm oder diejenigen ihrer Proponenten, die im Moment die 
Medien ziemlich füllen. Können wir schon nach den Worten 
urteilen? Oder sollen, können wir die Taten abwarten? Ich bin 
für beides. 

Was die AfD sagt und schreibt, scheint mir ziemlich wider-
sprüchlich zu sein. Manches davon – wie Hassklingendes, Auf-
forderungen zu Gewalt – lehne ich entschieden ab. Doch es 
gäbe auch Wohlklingenderes – aber was versteht die AfD dar-
unter? Was versteht sie unter direkter Demokratie? Sind es all 
die transparenten, partizipativen, offenen, kooperativen, inklu-
siven, direkten, einvernehmlichen, breit abgestützten, ausglei-
chenden Prozesse, an denen ich als Bürger von Zürich und der 
Schweiz, so selbstverständlich teilhabe? Wie hat es die AfD mit 
gemeinsamen Werten, Grundwerten – ignoriert sie sie, sind sie 
ihr unwichtig, oder lehnt sie sie ab? Was würde passieren, wenn 
sie die Verfassung mitschreiben könnte, gemeinsam mit an-
dern, wie es die Citoyen*nne*s südlich des Rheins tun? 

Poltervereine im „Demokratie-Labor“ Schweiz

Der SVP-Chefstratege Christoph Blocher (in der Schweiz auch 
„s polteri“ (der Polternde) genannt) hat sich selbst schon nach 
kurzer Zeit, einer Legislatur nur, aus dem Schweizer Bundesrat 
geworfen. Denn in diesem kollegialen Gremium – selbstver-
ständlich ohne Chef*in oder selbstherrliche Minister*innen – 
wird gearbeitet. Und zwar eng eingebunden in all das, was man 
im Ausland noch nicht (ganz) kennt – in all die transparenten, 
partizipativen, offenen, kooperativen, inklusiven, direkten, ein-
vernehmlichen, breit abgestützten, ausgleichenden Prozesse. 
Und so etwas kann Christoph Wolfram Blocher nicht.

Vor Jahren habe ich die Arbeitende SVP kennengelernt, 
eine Gruppe von Kleinunternehmern im Kanton Zürich, die 
meisten SVP-Mitglieder, die an Programmen für problemati-
sche Jugendliche engagiert gearbeitet, sie bei sich beschäftigt, 
ausgebildet, auch erzogen haben – egal woher sie kamen, wo 
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zwischen der EU und Afrika. Es verpflichtet die afrikanischen 
Länder, ihre Märkte nahezu völlig für europäische Importe zu 
öffnen. Zuletzt wurde noch Kenia durch die Verhängung von 
Strafzöllen zur Zustimmung gezwungen. Die EU wird dadurch 
vor allem ihre Agrarüberschüsse aus den Agrarfabriken los. Da 
mehr als ein Drittel des EU-Haushalts in die Subventionierung 
der Industrielandwirtschaft fließt, können die afrikanischen 
Kleinbauern nicht gegen sie konkurrieren. Für sie bedeutet das 
den Weg in die Verelendung. Oder eben die Flucht nach Europa. 
Dort werden sie, wenn sie Glück haben, zum Beispiel die Toma-
ten pflücken, die in ihrer Heimat die Preise drücken. 

[...] Der Widerspruch zwischen Utopie und Wirklichkeit ist 
krass. Die Utopie sagt: Durch die internationale Arbeitsteilung 
gewinnen alle, denn jeder macht das, was er am besten kann. So 
gewinnt jeder (die Win-Win-Situation). Die Utopie sagt auch: 
Der technische Fortschritt bringt mehr Produktion mit weniger 
menschlicher Arbeit und damit Wohlstand für alle. Doch ein 
kleiner Teil der Menschheit arbeitet bis zur Leistungsgrenze. 
Zugleich werden hunderte Millionen Menschen überflüssig. 
Offensichtlich fehlt der Ausgleich, sowohl bei der Verteilung 
der Arbeit als auch bei der Verteilung der Güter. Politiker/innen 
wie Merkel und Gabriel meinen trotzdem, der Markt wird alles 
richten, und räumen ihm eifrig Hindernisse aus dem Weg. Auch 
Volksentscheide würden da nur Sand ins Getriebe bringen.

. Hans Oette, Neuenstadt

Der Anlass, soziale Politik zu machen, ist durch den Wegfall 
der Angst des Westens vor dem Kommunismus in der Tat weg-
gefallen. Ich möchte aber darüber hinaus behaupten, soziale 
und auch umweltfreundliche Politik werden durch gewisse 
Sachzwänge immer mehr zurückgedrängt. Diese Sachzwänge 
gilt es zu durchschauen und zu durchbrechen. Die Globalisie-
rung brachte es mit sich, dass alle Länder in einen erbitterten 
Konkurrenzkampf auf dem Weltmarkt gerieten. Sowohl natio-
nal als auch international drohen die Stärkeren die Schwächeren 
ins Elend zu stürzen, vergleichbar dem Monopoly-Spiel. Natio-
nal gibt es noch Hilfen für die Schwachen, zum Beispiel in 
Deutschland Hartz 4, aber auch sie werden abgebaut.

International sind die Hilfen für die Schwächeren ganz unzu-
reichend. Zum Beispiel liegt die deutsche Entwicklungshilfe in 
der Größenordnung von 15 Milliarden Euro pro Jahr. Und selbst 
das ist keineswegs nur bares Geld. Zur Entwicklungshilfe dürfen 
auch Darlehen gerechnet werden, wenn sie ein Zuschusselement 
von mindestens 25 Prozent aufweisen. Auch technische und per-
sonelle Leistungen dürfen auf die Entwicklungshilfe angerech-
net werden, gemäß den Richtlinien der OECD (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung). Während 
also Geld in der Größenordnung von 10 Milliarden Euro pro Jahr 
nach draußen fließt, bringt der deutsche Exportüberschuss jähr-
lich 150 Milliarden Euro oder mehr ein. Durch diese Übermacht 
der Industrieländer gerieten seit Jahrzehnten unzählige Entwick-
lungsländer in die Schuldenfalle. Innerhalb der EU ist die Über-
macht Deutschlands erdrückend.

[...] Fatal ist auch das kurz vor dem Inkrafttreten stehende 
Freihandelsabkommen EPA (Economic Partnershin Agreement) 
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